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Handelsgesetzbuch 

(Auszug der Bestimmungen, auf die im PSG verwiesen wird) 

 
§ 14. (1) Der Vorstand (Geschäftsführer) oder die 
Abwickler (Liquidatoren) einer Kapitalgesellschaft 
haben auf allen Geschäftsbriefen und Bestellscheinen, 
die an einen bestimmten Empfänger gerichtet sind, die 
Rechtsform, den Sitz und die Firmenbuchnummer der 
Gesellschaft, gegebenenfalls, daß sich die Gesellschaft in 
Liquidation befindet, sowie das Firmenbuchgericht 
anzugeben. Werden Angaben über das Kapital der 
Gesellschaft gemacht, so müssen in jedem Fall das 
Grund- und Stammkapital sowie bei der 
Aktiengesellschaft, wenn auf die Aktien der 
Ausgabebetrag nicht vollständig, bei der Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung, wenn nicht alle in Geld zu 
leistenden Einlagen eingezahlt sind, der Gesamtbetrag 
der ausstehenden Einlagen angegeben werden. 
  (2) Auf Geschäftsbriefen und Bestellscheinen, die von 
einer inländischen Zweigniederlassung einer 
Kapitalgesellschaft mit ausländischer 
Hauptniederlassung oder mit ausländischem Sitz benützt 
werden, sind außer den Angaben nach Abs. 1 die 
Firmenbuchnummer der Zweigniederlassung und das 
Firmenbuchgericht anzugeben. 
  (3) Der Angaben nach Abs. 1 bedarf es nicht bei 
Mitteilungen oder Berichten, die im Rahmen einer 
bestehenden Geschäftsverbindung ergehen und für die 
üblicherweise Vordrucke verwendet werden, in denen 
lediglich die im Einzelfall erforderlichen besonderen 
Angaben eingefügt zu werden brauchen. 
  (4) Für Bestellscheine ist Abs. 3 nicht anzuwenden. 
 
Gesetzestext idF BGBl I 1998/125 
 
 

Drittes Buch 
Rechnungslegung 

ERSTER ABSCHNITT 
Für Vollkaufleute geltende Vorschriften 

ERSTER TITEL 
Buchführung, Inventar 

Buchführungspflicht 
 
  § 189. (1) Der Kaufmann hat Bücher zu führen und in 
diesen seine Handelsgeschäfte und die Lage seines 
Vermögens nach den Grundsätzen ordnungsmäßiger 
Buchführung ersichtlich zu machen. Die Buchführung 
muß so beschaffen sein, daß sie einem sachverständigen 
Dritten innerhalb angemessener Zeit einen Überblick 
über die Geschäftsvorfälle und über die Lage des 
Unternehmens vermitteln kann. Die Geschäftsvorfälle 

müssen sich in ihrer Entstehung und Abwicklung 
verfolgen lassen. 
  (2) Der Kaufmann hat eine Abschrift (Ablichtung oder 
Abdruck) der abgesendeten Handelsbriefe 
zurückzubehalten und diese Abschriften sowie die 
empfangenen Handelsbriefe geordnet aufzubewahren. 
Werden die Daten auf elektronischem Weg übertragen, 
so muß ihre Lesbarkeit in geeigneter Form gesichert sein. 
  (3) Der Kaufmann kann zur ordnungsmäßigen 
Buchführung und zur Aufbewahrung der im Abs. 2 
genannten Schriftstücke Datenträger benützen. Hiebei 
muß die inhaltsgleiche, vollständige und geordnete, 
hinsichtlich der im Abs. 2 genannten Schriftstücke auch 
die urschriftgetreue Wiedergabe bis zum Ablauf der 
gesetzlichen Aufbewahrungsfristen (§ 212) jederzeit 
gewährleistet sein. Soweit solche Unterlagen nur auf 
Datenträgern vorliegen, entfällt das Erfordernis der 
urschriftgetreuen Wiedergabe. 
  (4) Für Unternehmen, die gemäß § 2 zur Eintragung 
ihres Unternehmens in das Firmenbuch verpflichtet sind, 
gelten die Vorschriften dieses Abschnittes schon von 
dem Zeitpunkt an, in dem diese Verpflichtung entstanden 
ist. 
 
Gesetzestext idF BGBl 1991/10 
 
 

Führung der Handelsbücher 
 
  § 190. (1) Bei der Führung der Handelsbücher und bei 
den sonst erforderlichen Aufzeichnungen hat sich der 
Kaufmann einer lebenden Sprache zu bedienen. Werden 
Abkürzungen, Zahlen, Buchstaben oder Symbole 
verwendet, muß im Einzelfall deren Bedeutung eindeutig 
festliegen. 
  (2) Die Eintragungen in Büchern und die sonst 
erforderlichen Aufzeichnungen müssen vollständig, 
richtig, zeitgerecht und geordnet vorgenommen werden. 
  (3) Eine Eintragung oder eine Aufzeichnung darf nicht 
in einer Weise verändert werden, daß der ursprüngliche 
Inhalt nicht mehr feststellbar ist. Auch solche 
Veränderungen dürfen nicht vorgenommen werden, 
deren Beschaffenheit es ungewiß läßt, ob sie 
ursprünglich oder erst später gemacht worden sind. 
 
Gesetzestext idF BGBl 1990/475 
 
 

Inventar 
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  § 191. (1) Der Kaufmann hat zu Beginn seines 
Handelsgewerbes die diesem gewidmeten 
Vermögensgegenstände und Schulden genau zu 
verzeichnen und deren Wert anzugeben (Inventar). 
  (2) Er hat für den Schluß eines jeden Geschäftsjahrs ein 
solches Inventar aufzustellen. 
 
Gesetzestext idF BGBl 1990/475 
 
 

Inventurverfahren 
 
  § 192. (1) Die Vermögensgegenstände sind im 
Regelfall im Weg einer körperlichen Bestandsaufnahme 
zu erfassen. 
  (2) Bei der Inventur für den Schluß eines 
Geschäftsjahrs bedarf es einer körperlichen 
Bestandsaufnahme der Vermögensgegenstände für 
diesen Zeitpunkt nicht, soweit durch Anwendung eines 
den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung 
entsprechenden anderen Verfahrens gesichert ist, daß der 
Bestand der Vermögensgegenstände nach Art, Menge 
und Wert auch ohne die körperliche Bestandsaufnahme 
für diesen Zeitpunkt festgestellt werden kann. 
  (3) In dem Inventar für den Schluß eines Geschäftsjahrs 
müssen Vermögensgegenstände nicht verzeichnet 
werden, wenn 
  1. der Kaufmann ihren Bestand auf Grund einer 
körperlichen Bestandsaufnahme oder auf Grund eines 
gemäß Abs. 2 zulässigen anderen Verfahrens nach Art, 
Menge und Wert in einem besonderen Inventar 
verzeichnet hat, das für einen Tag innerhalb der letzten 
drei Monate vor oder der beiden ersten Monate nach dem 
Schluß des Geschäftsjahrs aufgestellt ist, und 
  2. auf Grund des besonderen Inventars durch 
Anwendung eines den Grundsätzen ordnungsmäßiger 
Buchführung entsprechenden Fortschreibungs- oder 
Rückrechnungsverfahrens gesichert ist, daß der am 
Schluß des Geschäftsjahrs vorhandene Bestand der 
Vermögensgegenstände für diesen Zeitpunkt 
ordnungsgemäß bewertet werden kann. 
  (4) Bei der Inventur darf der Bestand von 
Vermögensgegenständen nach Art, Menge und Wert 
auch mit Hilfe anerkannter mathematisch-statistischer 
Methoden auf Grund von Stichproben ermittelt werden. 
Das Verfahren muß den Grundsätzen ordnungsmäßiger 
Buchführung entsprechen. Der Aussagewert des auf 
diese Weise aufgestellten Inventars muß dem 
Aussagewert eines auf Grund einer körperlichen 
Bestandsaufnahme aufgestellten Inventars 
gleichkommen. 
 
Gesetzestext idF BGBl 1990/475 
 
 

ZWEITER TITEL 
Eröffnungsbilanz, Jahresabschluß 

Pflicht zur Aufstellung 
 
  § 193. (1) Der Kaufmann hat zu Beginn seines 
Handelsgewerbes eine Eröffnungsbilanz nach den 
Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung 
aufzustellen. 
  (2) Er hat sodann für den Schluß eines jeden 
Geschäftsjahrs in den ersten neun Monaten des 
Geschäftsjahrs für das vorangegangene Geschäftsjahr 
einen Jahresabschluß aufzustellen.  
  (3) Die Dauer des Geschäftsjahrs darf zwölf Monate 
nicht überschreiten. 
  (4) Der Jahresabschluß besteht aus der Bilanz und der 
Gewinn- und Verlustrechnung; er ist in Euro und in 
deutscher Sprache unbeschadet der 
volksgruppenrechtlichen Bestimmungen in der jeweils 
geltenden Fassung aufzustellen. 
 
Gesetzestext idF BGBl I 1998/125 
 
 

Unterzeichnung 
 
  § 194. Der Jahresabschluß ist vom Kaufmann unter 
Beisetzung des Datums zu unterzeichnen. Sind mehrere 
persönlich haftende Gesellschafter vorhanden, so haben 
sie alle zu unterzeichnen. 
 
Gesetzestext idF BGBl 1990/475 
 
 

Inhalt des Jahresabschlusses 
 
  § 195. Der Jahresabschluß hat den Grundsätzen 
ordnungsmäßiger Buchführung zu entsprechen. Er ist 
klar und übersichtlich aufzustellen. Er hat dem 
Kaufmann ein möglichst getreues Bild der Vermögens- 
und Ertragslage des Unternehmens zu vermitteln. 
 
Gesetzestext idF BGBl 1990/475 
 
 

Vollständigkeit, Verrechnungsverbot 
 
  § 196. (1) Der Jahresabschluß hat sämtliche 
Vermögensgegenstände, Rückstellungen, 
Verbindlichkeiten, Rechnungsabgrenzungsposten, 
Aufwendungen und Erträge zu enthalten, soweit 
gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. 
  (2) Posten der Aktivseite dürfen nicht mit Posten der 
Passivseite, Aufwendungen dürfen nicht mit Erträgen, 
Grundstücksrechte nicht mit Grundstückslasten 
verrechnet werden. 
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Gesetzestext idF BGBl 1990/475 
 
 

Bilanzierungsverbote 
 
  § 197. (1) Aufwendungen für die Gründung des 
Unternehmens und für die Beschaffung des 
Eigenkapitals dürfen nicht als Aktivposten in die Bilanz 
eingestellt werden. 
  (2) Für immaterielle Gegenstände des 
Anlagevermögens, die nicht entgeltlich erworben 
wurden, darf ein Aktivposten nicht angesetzt werden. 
 
Gesetzestext idF BGBl 1990/475 
 
 

Inhalt der Bilanz 
 
  § 198. (1) In der Bilanz sind das Anlage- und das 
Umlaufvermögen, das Eigenkapital, die unversteuerten 
Rücklagen, die Rückstellungen, die Verbindlichkeiten 
sowie die Rechnungsabgrenzungsposten gesondert 
auszuweisen und unter Bedachtnahme auf die 
Grundsätze des § 195 aufzugliedern. 
  (2) Als Anlagevermögen sind die Gegenstände 
auszuweisen, die bestimmt sind, dauernd dem 
Geschäftsbetrieb zu dienen. 
  (3) Die Aufwendungen für das Ingangsetzen und 
Erweitern eines Betriebes dürfen als Aktivposten 
ausgewiesen werden. Der Posten ist in der Bilanz vor 
dem Posten ,,Anlagevermögen'' unter der Bezeichnung 
,,Aufwendungen für das Ingangsetzen und Erweitern 
eines Betriebes'' auszuweisen. 
  (4) Als Umlaufvermögen sind die Gegenstände 
auszuweisen, die nicht bestimmt sind, dauernd dem 
Geschäftsbetrieb zu dienen. 
  (5) Als Rechnungsabgrenzungsposten sind auf der 
Aktivseite Ausgaben vor dem Abschlußstichtag 
auszuweisen, soweit sie Aufwand für eine bestimmte 
Zeit nach diesem Tag sind. 
  (6) Als Rechnungsabgrenzungsposten sind auf der 
Passivseite Einnahmen vor dem Abschlußstichtag 
auszuweisen, soweit sie Ertrag für eine bestimmte Zeit 
nach diesem Tag sind. 
  (7) Ist der Rückzahlungsbetrag einer Verbindlichkeit 
zum Zeitpunkt ihrer Begründung höher als der 
Ausgabebetrag, so darf der Unterschiedsbetrag in den 
Rechnungsabgrenzungsposten auf der Aktivseite 
aufgenommen und muß dann gesondert ausgewiesen 
werden. Der eingesetzte Betrag ist durch planmäßige 
jährliche Abschreibung zu tilgen. 
  (8) Für Rückstellungen gilt folgendes: 
  1. Rückstellungen sind für ungewisse Verbindlichkeiten 
und für drohende Verluste aus schwebenden Geschäften 
zu bilden, die am Abschlußstichtag wahrscheinlich oder 
sicher, aber hinsichtlich ihrer Höhe oder dem Zeitpunkt 
ihres Eintritts unbestimmt sind. 

  2. Rückstellungen dürfen außerdem für ihrer Eigenart 
nach genau umschriebene, dem Geschäftsjahr oder einem 
früheren Geschäftsjahr zuzuordnende Aufwendungen 
gebildet werden, die am Abschlußstichtag 
wahrscheinlich oder sicher, aber hinsichtlich ihrer Höhe 
oder dem Zeitpunkt ihres Eintritts unbestimmt sind. 
Derartige Rückstellungen sind zu bilden, soweit dies den 
Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung entspricht. 
  3. Andere Rückstellungen als die gesetzlich 
vorgesehenen dürfen nicht gebildet werden. Eine 
Verpflichtung zur Rückstellungsbildung besteht nicht, 
soweit es sich um Beträge von untergeordneter 
Bedeutung handelt. 
  4. Rückstellungen sind insbesondere zu bilden für 
     a) Anwartschaften auf Abfertigungen, 
     b) laufende Pensionen und Anwartschaften auf 
Pensionen, 
     c) Kulanzen, nicht konsumierten Urlaub, 
Jubiläumsgelder, Heimfallasten und 
Produkthaftungsrisken. 
  (9) Ist der dem Geschäftsjahr und früheren 
Geschäftsjahren zuzurechnende Steueraufwand zu 
niedrig, weil der nach den steuerrechtlichen Vorschriften 
zu versteuernde Gewinn niedriger als das 
handelsrechtliche Ergebnis ist, und gleicht sich der zu 
niedrige Steueraufwand in späteren Geschäftsjahren 
voraussichtlich aus, so ist in Höhe der voraussichtlichen 
Steuerbelastung nachfolgender Geschäftsjahre eine 
Rückstellung zu bilden und in der Bilanz gesondert 
auszuweisen oder im Anhang gesondert anzugeben. 
Soweit eine unversteuerte Rücklage (§ 205) ausgewiesen 
ist, bedarf es einer solchen Rückstellung nicht. Die 
Rückstellung ist aufzulösen, sobald die höhere 
Steuerbelastung eintritt oder mit ihr voraussichtlich nicht 
mehr zu rechnen ist. 
  (10) Ist der dem Geschäftsjahr und früheren 
Geschäftsjahren zuzurechnende Steueraufwand zu hoch, 
weil der nach den steuerrechtlichen Vorschriften zu 
versteuernde Gewinn höher als das handelsrechtliche 
Ergebnis ist, und gleicht sich der zu hohe Steueraufwand 
in späteren Geschäftsjahren voraussichtlich aus, so darf 
in Höhe der voraussichtlichen Steuerentlastung 
nachfolgender Geschäftsjahre ein Abgrenzungsposten 
auf der Aktivseite der Bilanz gebildet werden, der 
gesondert auszuweisen ist. Der Betrag ist aufzulösen, 
sobald die Steuerentlastung eintritt oder mit ihr 
voraussichtlich nicht mehr zu rechnen ist. 
 
Gesetzestext idF BGBl 1996/304 
 
 

Haftungsverhältnisse 
 
  § 199. Unter der Bilanz sind Verbindlichkeiten aus der 
Begebung und Übertragung von Wechseln, 
Bürgschaften, Garantien sowie sonstigen vertraglichen 
Haftungsverhältnissen, soweit sie nicht auf der 
Passivseite auszuweisen sind, zu vermerken, auch wenn 
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ihnen gleichwertige Rückgriffsforderungen 
gegenüberstehen. 
 
Gesetzestext idF BGBl 1996/304 
 
 

Inhalt der Gewinn- und Verlustrechnung 
 
  § 200. In der Gewinn- und Verlustrechnung sind die 
Erträge und Aufwendungen unter Bedachtnahme auf die 
Grundsätze des § 195 aufzugliedern. Der 
Jahresüberschuß (Jahresfehlbetrag) und der 
Bilanzgewinn (Bilanzverlust) sind gesondert 
auszuweisen. 
 
Gesetzestext idF BGBl 1990/475 
 
 

DRITTER TITEL 
Bewertungsvorschriften 

 
Allgemeine Grundsätze der Bewertung 

 
  § 201. (1) Die Bewertung hat den Grundsätzen 
ordnungsmäßiger Buchführung zu entsprechen. 
  (2) Insbesondere gilt folgendes: 
  1. Die auf den vorhergehenden Jahresabschluß 
angewendeten Bewertungsmethoden sind beizubehalten. 
  2. Bei der Bewertung ist von der Fortführung des 
Unternehmens auszugehen, solange dem nicht 
tatsächliche oder rechtliche Gründe entgegenstehen. 
  3. Die Vermögensgegenstände und Schulden sind zum 
Abschlußstichtag einzeln zu bewerten. 
  4. Der Grundsatz der Vorsicht ist einzuhalten, 
insbesondere sind  
     a) nur die am Abschlußstichtag verwirklichten 
Gewinne auszuweisen, 
     b) erkennbare Risken und drohende Verluste, die in 
dem Geschäftsjahr oder einem früheren Geschäftsjahr 
entstanden sind, zu berücksichtigen, selbst wenn die 
Umstände erst zwischen dem Abschlußstichtag und dem 
Tag der Aufstellung des Jahresabschlusses bekannt 
geworden sind, 
     c) Wertminderungen unabhängig davon zu 
berücksichtigen, ob das Geschäftsjahr mit einem Gewinn 
oder einem Verlust abschließt. 
  5. Aufwendungen und Erträge des Geschäftsjahrs sind 
unabhängig vom Zeitpunkt der entsprechenden 
Zahlungen im Jahresabschluß zu berücksichtigen. 
  6. Die Eröffnungsbilanz des Geschäftsjahrs muß mit der 
Schlußbilanz des vorhergehenden Geschäftsjahrs 
übereinstimmen. Ein Abweichen von diesen Grundsätzen 
ist nur bei Vorliegen besonderer Umstände zulässig. 
 
Gesetzestext idF BGBl 1996/304 
 

 
Bewertung von Einlagen und Zuwendungen  

sowie Entnahmen 
 
  § 202. (1) Einlagen und Zuwendungen sowie 
Entnahmen sind mit dem Wert anzusetzen, der ihnen im 
Zeitpunkt ihrer Leistung beizulegen ist, soweit sich nicht 
aus der Nutzungsmöglichkeit im Unternehmen ein 
geringerer Wert ergibt. Werden Betriebe oder 
Teilbetriebe eingelegt oder zugewendet, so gilt § 203 
Abs. 5 sinngemäß. 
  (2) Bei Umgründungen (Verschmelzungen, 
Umwandlungen, Einbringungen, Zusammenschlüssen, 
Realteilungen und Spaltungen) gilt folgendes: 
  1. Abweichend von Abs. 1 dürfen die Buchwerte aus 
dem letzten Jahresabschluß oder einer Zwischenbilanz, 
die nach den auf den letzten Jahresabschluß angewandten 
Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden zu erstellen ist, 
fortgeführt werden. Der Stichtag der zugrundegelegten 
Bilanz darf höchstens neun Monate vor der Anmeldung 
zum Firmenbuch liegen; ist eine Anmeldung zum 
Firmenbuch nicht vorgesehen, so ist der Tag des 
Abschlusses der zugrundeliegenden Vereinbarung 
maßgeblich. War der Rechtsvorgänger (der 
Übertragende) zur Führung von Büchern nicht 
verpflichtet, dürfen die steuerrechtlichen Werte angesetzt 
werden. 
  2. Übersteigt der Gesamtbetrag der Gegenleistung die 
fortgeführten Werte nach Z 1, so darf der 
Unterschiedsbetrag unter die Posten des 
Anlagevermögens aufgenommen werden; der 
Gesamtbetrag der Gegenleistung ergibt sich aus dem 
Gesamtausgabebetrag der neuen Anteile, dem Buchwert 
eigener oder untergehender Anteile und den baren 
Zuzahlungen. 
  3. Jener Teil des Unterschiedsbetrags, der den Aktiven 
und Passiven des übertragenen Vermögens zugeordnet 
werden kann, ist als Umgründungsmehrwert gesondert 
auszuweisen; auf diesen Wert sind die für 
Vermögensgegenstände und Schulden geltenden 
Bestimmungen anzuwenden. Ein danach verbleibender 
Restbetrag darf als Firmenwert angesetzt werden. 
 
Gesetzestext idF BGBl I 1998/125 
 
 
Wertansätze für Gegenstände des Anlagevermögens; 

Anschaffungs- und Herstellungskosten 
 
  § 203. (1) Gegenstände des Anlagevermögens sind mit 
den Anschaffungs- oder Herstellungskosten, vermindert 
um Abschreibungen gemäß § 204, anzusetzen. 
  (2) Anschaffungskosten sind die Aufwendungen, die 
geleistet werden, um einen Vermögensgegenstand zu 
erwerben und ihn in einen betriebsbereiten Zustand zu 
versetzen, soweit sie dem Vermögensgegenstand einzeln 
zugeordnet werden können. Zu den Anschaffungskosten 
gehören auch die Nebenkosten sowie die nachträglichen 
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Anschaffungskosten. Anschaffungspreisminderungen 
sind abzusetzen. 
  (3) Herstellungskosten sind die Aufwendungen, die für 
die Herstellung eines Vermögensgegenstandes, seine 
Erweiterung oder für eine über seinen ursprünglichen 
Zustand hinausgehende wesentliche Verbesserung 
entstehen. Bei der Berechnung der Herstellungskosten 
dürfen auch angemessene Teile der 
Materialgemeinkosten und der Fertigungsgemeinkosten 
eingerechnet werden. Sind die Gemeinkosten durch 
offenbare Unterbeschäftigung überhöht, so dürfen nur 
die einer durchschnittlichen Beschäftigung 
entsprechenden Teile dieser Kosten eingerechnet 
werden. Aufwendungen für Sozialeinrichtungen des 
Betriebes, für freiwillige Sozialleistungen, für 
betriebliche Altersversorgung und Abfertigungen dürfen 
eingerechnet werden. Kosten der allgemeinen 
Verwaltung und des Vertriebes dürfen nicht in die 
Herstellungskosten einbezogen werden. 
  (4) Zinsen für Fremdkapital, das zur Finanzierung der 
Herstellung eines Vermögensgegenstands verwendet 
wird, dürfen im Rahmen der Herstellungskosten 
angesetzt werden, soweit sie auf den Zeitraum der 
Herstellung entfallen. 
  (5) Als Geschäfts(Firmen)wert darf der 
Unterschiedsbetrag angesetzt werden, um den die 
Gegenleistung für die Übernahme eines Betriebes die 
Werte der einzelnen Vermögensgegenstände abzüglich 
der Schulden im Zeitpunkt der Übernahme übersteigt. 
Die Abschreibung des Geschäfts(Firmen)werts ist 
planmäßig längstens auf die Geschäftsjahre, in denen er 
voraussichtlich genutzt wird, zu verteilen. 
 
Gesetzestext idF BGBl 1996/304 
 
 

Abschreibungen im Anlagevermögen 
 
  § 204. (1) Die Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
sind bei den Gegenständen des Anlagevermögens, deren 
Nutzung zeitlich begrenzt ist, um planmäßige 
Abschreibungen zu vermindern. Der Plan muß die 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten auf die 
Geschäftsjahre verteilen, in denen der 
Vermögensgegenstand voraussichtlich wirtschaftlich 
genutzt werden kann. 
  (2) Gegenstände des Anlagevermögens sind bei 
voraussichtlich dauernder Wertminderung ohne 
Rücksicht darauf, ob ihre Nutzung zeitlich begrenzt ist, 
außerplanmäßig auf den niedrigeren Wert abzuschreiben, 
der ihnen am Abschlußstichtag unter Bedachtnahme auf 
die Nutzungsmöglichkeit im Unternehmen beizulegen 
ist. Bei Finanzanlagen dürfen solche Abschreibungen 
auch vorgenommen werden, wenn die Wertminderung 
voraussichtlich nicht von Dauer ist.  
  (3) (Anm.: aufgehoben durch BGBl. Nr. 304/1996) 
 
Gesetzestext idF BGBl 1996/304 

 
 

Unversteuerte Rücklagen 
 
  § 205. (1) Sonderabschreibungen von 
Vermögensgegenständen des Anlagevermögens, die auf 
Grund steuerlicher Vorschriften vorgenommen worden 
sind (Bewertungsreserve), und sonstige unversteuerte 
Rücklagen sind unter Angabe der Vorschriften, nach 
denen sie gebildet sind, auf der Passivseite auszuweisen. 
Bei Vollabschreibung geringwertiger 
Vermögensgegenstände des Anlagevermögens ist nur 
dann entsprechend diesen Bestimmungen eine Rücklage 
zu bilden, wenn die Abschreibung betragsmäßig von 
wesentlichem Umfang ist. 
  (2) Die Bewertungsreserve ist insoweit aufzulösen, als 
die Vermögensgegenstände, für die sie gebildet wurde, 
aus dem Vermögen ausscheiden oder die steuerliche 
Wertminderung durch handelsrechtliche Abschreibungen 
zu ersetzen ist. 
 
Gesetzestext idF BGBl 1990/475 
 
 

Wertansätze für  
Gegenstände des Umlaufvermögens 

 
  § 206. (1) Gegenstände des Umlaufvermögens sind mit 
den Anschaffungs- oder Herstellungskosten, vermindert 
um Abschreibungen gemäß § 207, anzusetzen. 
  (2) Auf die Feststellung der Anschaffungs- und 
Herstellungskosten ist § 203 Abs. 2 bis 4 sinngemäß 
anzuwenden. 
  (3) Bei Aufträgen, deren Ausführung sich über mehr als 
zwölf Monate erstreckt, dürfen angemessene Teile der 
Verwaltungs- und Vertriebskosten angesetzt werden, 
falls eine verläßliche Kostenrechnung vorliegt und 
soweit aus der weiteren Auftragsabwicklung keine 
Verluste drohen. 
 
Gesetzestext idF BGBl 1990/475 
 
 

Abschreibungen auf Gegenstände des 
Umlaufvermögens 

 
  § 207. (1) Bei Gegenständen des Umlaufvermögens 
sind Abschreibungen vorzunehmen, um diese mit dem 
Wert anzusetzen, der sich aus einem niedrigeren 
Börsenkurs oder Marktpreis am Abschlußstichtag ergibt. 
Ist ein Börsenkurs oder Marktpreis nicht festzustellen 
und übersteigen die Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten den Wert, der dem 
Vermögensgegenstand am Abschlußstichtag beizulegen 
ist, so ist der Vermögensgegenstand auf diesen Wert 
abzuschreiben. 
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  (2) Außerdem dürfen Gegenstände des 
Umlaufvermögens abgeschrieben werden, soweit dies 
nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung 
notwendig ist, um zu verhindern, daß in der nächsten 
Zukunft der Wertansatz dieses Vermögensgegenstands 
auf Grund von Wertschwankungen geändert werden 
muß. Der Betrag dieser Abschreibungen ist in der 
Gewinn- und Verlustrechnung gesondert auszuweisen. 
  (3) (Anm.: aufgehoben durch BGBl. Nr. 304/1996) 
 
Gesetzestext idF BGBl 1996/304 
 
 

Wertaufholung 
 
  § 208. (1) Wird bei einem Vermögensgegenstand eine 
Abschreibung gemäß § 204 Abs. 2 oder § 207 
vorgenommen und stellt sich in einem späteren 
Geschäftsjahr heraus, daß die Gründe dafür nicht mehr 
bestehen, so ist der Betrag dieser Abschreibung im 
Umfang der Werterhöhung unter Berücksichtigung der 
Abschreibungen, die inzwischen vorzunehmen gewesen 
wären, zuzuschreiben. 
  (2) Von der Zuschreibung gemäß Abs. 1 darf abgesehen 
werden, wenn ein niedrigerer Wertansatz bei der 
steuerrechtlichen Gewinnermittlung unter der 
Voraussetzung beibehalten werden kann, daß er auch im 
Jahresabschluß beibehalten wird. 
  (3) Im Anhang ist der Betrag der im Geschäftsjahr aus 
steuerrechtlichen Gründen unterlassenen Zuschreibungen 
anzugeben und hinreichend zu begründen. Ferner ist das 
Ausmaß erheblicher künftiger steuerlicher Belastungen, 
die sich aus einer solchen Bewertung ergeben, 
anzuführen. 
 
Gesetzestext idF BGBl 1996/304 
 
 

Bewertungsvereinfachungsverfahren 
 
  § 209. (1) Gegenstände des Sachanlagevermögens 
sowie Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe können, wenn sie 
regelmäßig ersetzt werden und ihr Gesamtwert von 
untergeordneter Bedeutung ist, mit einem 
gleichbleibenden Wert angesetzt werden, sofern ihr 
Bestand voraussichtlich in seiner Größe, seinem Wert 
und seiner Zusammensetzung nur geringen 
Veränderungen unterliegt. Jedoch ist mindestens alle 
fünf Jahre eine Bestandsaufnahme durchzuführen. Ergibt 
sich dabei eine wesentliche Änderung des 
mengenmäßigen Bestandes, so ist insoweit der Wert 
anzupassen.  
  (2) Gleichartige Gegenstände des Finanzanlage- und 
des Vorratsvermögens, Wertpapiere (Wertrechte) sowie 
andere gleichartige oder annähernd gleichwertige 
bewegliche Vermögensgegenstände können jeweils zu 
einer Gruppe zusammengefaßt und mit dem gewogenen 

Durchschnittswert angesetzt werden. Soweit es den 
Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung entspricht, 
kann für den Wertansatz gleichartiger 
Vermögensgegenstände des Vorratsvermögens unterstellt 
werden, daß die zuerst oder zuletzt angeschafften oder 
hergestellten Vermögensgegenstände zuerst oder in einer 
sonstigen bestimmten Folge verbraucht oder veräußert 
worden sind. 
 
Gesetzestext idF BGBl 1990/475 
 
 

Abschreibung der Aufwendungen für das 
Ingangsetzen und Erweitern eines Betriebes 

 
  § 210. Die für das Ingangsetzen und Erweitern eines 
Betriebes aktivierten Beträge sind für jedes 
Geschäftsjahr zu mindestens einem Fünftel 
abzuschreiben. Bei der Bemessung des 
Abschreibungszeitraums ist auf den Grundsatz der 
Vorsicht (§ 201 Abs. 2 Z 4) Bedacht zu nehmen. 
 
Gesetzestext idF BGBl 1996/304 
 
 

Wertansätze von Passivposten 
 
  § 211. (1) Verbindlichkeiten sind zu ihrem 
Rückzahlungsbetrag, Rentenverpflichtungen zum 
Barwert der zukünftigen Auszahlungen anzusetzen. 
Rückstellungen sind in der Höhe anzusetzen, die nach 
vernünftiger kaufmännischer Beurteilung notwendig ist. 
Im Rahmen der Bewertung ist auf den Grundsatz der 
Vorsicht (§ 201 Abs. 2 Z 4) Bedacht zu nehmen. 
  (2) Rückstellungen für laufende Pensionen und 
Anwartschaften auf Pensionen sowie ähnliche 
Verpflichtungen sind mit dem sich nach 
versicherungsmathematischen Grundsätzen ergebenden 
Betrag anzusetzen. Anwartschaften auf Abfertigungen 
sind entsprechend zu bewerten, wobei jedoch 
vereinfachend auch ein bestimmter Prozentsatz der 
fiktiven Ansprüche zum jeweiligen Bilanzstichtag 
angesetzt werden darf, sofern dagegen im Einzelfall 
keine erheblichen Bedenken bestehen. 
 
Gesetzestext idF BGBl 1996/304 
 
 

VIERTER TITEL 
Aufbewahrung und Vorlage von Unterlagen 
Aufbewahrungspflicht, Aufbewahrungsfrist 

 
  § 212. (1) Der Kaufmann hat seine Handelsbücher, 
Inventare, Eröffnungsbilanzen, Jahresabschlüsse samt 
den Lageberichten, Konzernabschlüsse samt den 
Konzernlageberichten, empfangene Handelsbriefe, 
Abschriften der abgesendeten Handelsbriefe und Belege 
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für Buchungen in den von ihm gemäß § 189 Abs. 1 zu 
führenden Büchern (Buchungsbelege) sieben Jahre lang 
geordnet aufzubewahren; darüber hinaus noch solange, 
als sie für ein anhängiges gerichtliches oder behördliches 
Verfahren, in dem der Kaufmann Parteistellung hat, von 
Bedeutung sind. 
  (2) Die Frist läuft vom Schluß des Kalenderjahrs an, für 
das die letzte Eintragung in das Handelsbuch 
vorgenommen, das Inventar aufgestellt, die 
Eröffnungsbilanz und der Jahresabschluß festgestellt, der 
Konzernabschluß aufgestellt oder der Handelsbrief 
empfangen oder abgesendet worden ist. 
 
Gesetzestext idF BGBl 1990/475 
 
 

Vorlage im Rechtsstreit 
 
  § 213. (1) Im Laufe eines Rechtsstreits kann das 
Gericht auf Antrag oder von Amts wegen die Vorlage 
der Handelsbücher einer Partei anordnen. 
  (2) Die Vorschriften der Zivilprozeßordnung über die 
Verpflichtung des Prozeßgegners zur Vorlage von 
Urkunden bleiben unberührt. 
 
Gesetzestext idF BGBl 1990/475 
 
 

Auszug bei Vorlage im Rechtsstreit 
 
  § 214. Werden in einem Rechtsstreit Handelsbücher 
vorgelegt, so ist in sie, soweit sie den Streitpunkt 
betreffen, unter Zuziehung der Parteien Einsicht zu 
nehmen und geeignetenfalls ein Auszug davon 
anzufertigen. Der übrige Inhalt der Bücher ist dem 
Gericht insoweit offenzulegen, als es zur Prüfung ihrer 
ordnungsmäßigen Führung notwendig ist. 
 
Gesetzestext idF BGBl 1990/475 
 
 

Vorlage bei Vermögensauseinandersetzungen 
 
  § 215. Bei Vermögensauseinandersetzungen, 
insbesondere in Erbschafts-, Gütergemeinschafts- und 
Gesellschaftsteilungssachen, darf das Gericht die 
Vorlage der Handelsbücher zur Kenntnisnahme von 
ihrem ganzen Inhalt anordnen. 
 
Gesetzestext idF BGBl 1990/475 
 
 

Vorlage von Unterlagen auf Datenträgern 
 
  § 216. Wer Eintragungen oder Aufbewahrungen in der 
Form des § 189 Abs. 3 vorgenommen hat muß, soweit er 

zur Einsichtgewährung verpflichtet ist, auf seine Kosten 
innerhalb angemessener Frist diejenigen Hilfsmittel zur 
Verfügung stellen, die notwendig sind, um die 
Unterlagen lesbar zu machen, und, soweit erforderlich, 
die benötigte Anzahl ohne Hilfsmittel lesbarer, 
dauerhafter Wiedergaben beibringen. 
 
Gesetzestext idF BGBl 1990/475 
 
 

ZWEITER TITEL 
Allgemeine Vorschriften über den Jahresabschluß 

und den Lagebericht 
Inhalt des Jahresabschlusses 

 
  § 222. (1) Die gesetzlichen Vertreter einer 
Kapitalgesellschaft haben in den ersten fünf Monaten des 
Geschäftsjahrs für das vorangegangene Geschäftsjahr 
den um den Anhang erweiterten Jahresabschluß sowie 
einen Lagebericht aufzustellen und den Mitgliedern des 
Aufsichtsrats vorzulegen.  
  (2) Der Jahresabschluß hat ein möglichst getreues Bild 
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des 
Unternehmens zu vermitteln. Wenn dies aus besonderen 
Umständen nicht gelingt, sind im Anhang die 
erforderlichen zusätzlichen Angaben zu machen. 
 
Gesetzestext idF BGBl 1990/475 
 
 

Allgemeine Grundsätze für die Gliederung 
 
  § 223. (1) Die einmal gewählte Form der Darstellung, 
insbesondere die Gliederung der aufeinanderfolgenden 
Bilanzen und Gewinn- und Verlustrechnungen, ist 
beizubehalten. Ein Abweichen von diesem Grundsatz ist 
nur unter Beachtung der im § 222 Abs. 2 umschriebenen 
Zielsetzung zulässig. Die Abweichungen sind im Anhang 
anzugeben und zu begründen. 
  (2) Im Jahresabschluß ist zu jedem Posten der 
entsprechende Betrag des vorangegangenen 
Geschäftsjahrs zumindest in vollen 1 000 Euro 
anzugeben; dies gilt auch für die gesondert 
anzumerkenden Posten. Sind die Beträge nicht 
vergleichbar, so ist dies im Anhang anzugeben und zu 
erläutern. Wird der Vorjahresbetrag angepaßt, so ist auch 
dies im Anhang anzugeben und zu erläutern. 
  (3) Betreibt eine Gesellschaft mehrere Geschäftszweige 
und bedingt dies die Gliederung des Jahresabschlusses 
nach verschiedenen Gliederungsvorschriften, so hat die 
Gesellschaft den Jahresabschluß nach der für den 
wirtschaftlich bedeutendsten Geschäftszweig 
vorgeschriebenen Gliederung aufzustellen und nach der 
für seine anderen Geschäftszweige jeweils 
vorgeschriebenen Gliederung zu ergänzen; dies ist zu 
begründen. Die Abweichung ist im Anhang anzugeben 
und zu begründen. 
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  (4) Eine weitere Untergliederung der Posten ist 
zulässig; dabei ist jedoch die vorgeschriebene 
Gliederung zu beachten. Zusätzliche Posten dürfen 
hinzugefügt werden, wenn ihr Inhalt nicht von einem 
vorgeschriebenen Posten gedeckt wird. Die Aufnahme 
weiterer zusätzlicher Posten ist geboten, soweit es zur 
Erreichung der im § 222 Abs. 2 umschriebenen 
Zielsetzung erforderlich ist. Die Postenbezeichnungen 
sind auf die tatsächlichen Inhalte zu verkürzen. 
  (5) Fällt ein Vermögensgegenstand oder eine 
Verbindlichkeit unter mehrere Posten der Bilanz, so ist 
die Zugehörigkeit auch zu anderen Posten bei dem 
Posten, unter dem der Ausweis erfolgt ist, zu vermerken 
oder im Anhang anzugeben, wenn dies zur Aufstellung 
eines klaren und übersichtlichen Jahresabschlusses 
erforderlich ist. 
  (6) Die mit arabischen Zahlen versehenen Posten der 
Bilanz und die mit Buchstaben gekennzeichneten Posten 
der Gewinn- und Verlustrechnung können 
zusammengefaßt werden, wenn  
  1. sie einen Betrag enthalten, der für die Vermittlung 
eines möglichst getreuen Bildes der Vermögens-, Finanz- 
und Ertragslage der Gesellschaft nicht wesentlich ist, 
oder 
  2. dadurch die Klarheit der Darstellung verbessert wird; 
in diesem Fall müssen die zusammengefaßten Posten 
jedoch im Anhang ausgewiesen werden. 
  (7) Ein Posten der Bilanz oder der Gewinn- und 
Verlustrechnung, der keinen Betrag ausweist, braucht 
nicht angeführt zu werden, es sei denn, daß im 
vorangegangenen Geschäftsjahr unter diesem Posten ein 
Betrag ausgewiesen wurde. 
  (8) Gliederung und Bezeichnung der mit arabischen 
Zahlen versehenen Posten der Bilanz und der Gewinn- 
und Verlustrechnung sind zu ändern, wenn dies wegen 
Besonderheiten der Kapitalgesellschaft zur Aufstellung 
eines klaren und übersichtlichen Jahresabschlusses 
erforderlich ist. Der Bundesminister für Justiz kann im 
Einvernehmen mit dem in seinem Wirkungsbereich 
berührten Bundesminister verbindliche Formblätter 
durch Verordnung festlegen. 
 
Gesetzestext idF BGBl I 2001/41 
 
 

DRITTER TITEL 
Bilanz 

 
Gliederung 

 
  § 224. (1) In der Bilanz sind, unbeschadet einer 
weiteren Gliederung, die in den Abs. 2 und 3 angeführten 
Posten gesondert und in der vorgeschriebenen 
Reihenfolge auszuweisen. 
  (2) Aktivseite: 
  A. Anlagevermögen: 
   I. Immaterielle Vermögensgegenstände: 

      1. Konzessionen, gewerbliche Schutzrechte und 
ähnliche Rechte und Vorteile sowie daraus abgeleitete 
Lizenzen; 
      2. Geschäfts(Firmen)wert; 
      3. geleistete Anzahlungen; 
  II. Sachanlagen: 
      1. Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte und 
Bauten, einschließlich der Bauten auf fremdem Grund; 
      2. technische Anlagen und Maschinen; 
      3. andere Anlagen, Betriebs- und 
Geschäftsausstattung; 
      4. geleistete Anzahlungen und Anlagen in Bau; 
 III. Finanzanlagen: 
      1. Anteile an verbundenen Unternehmen; 
      2. Ausleihungen an verbundene Unternehmen; 
      3. Beteiligungen; 
      4. Ausleihungen an Unternehmen, mit denen ein 
Beteiligungsverhältnis besteht; 
      5. Wertpapiere (Wertrechte) des Anlagevermögens; 
      6. sonstige Ausleihungen. 
B. Umlaufvermögen: 
   I. Vorräte: 
      1. Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe; 
      2. unfertige Erzeugnisse; 
      3. fertige Erzeugnisse und Waren; 
      4. noch nicht abrechenbare Leistungen; 
      5. geleistete Anzahlungen; 
  II. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände: 
      1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen; 
      2. Forderungen gegenüber verbundenen 
Unternehmen; 
      3. Forderungen gegenüber Unternehmen, mit denen 
ein Beteiligungsverhältnis besteht; 
      4. sonstige Forderungen und Vermögensgegenstände; 
 III. Wertpapiere und Anteile: 
      1. Anteile an verbundenen Unternehmen; 
      2. sonstige Wertpapiere und Anteile; 
  IV. Kassenbestand, Schecks, Guthaben bei 
Kreditinstituten. 
C. Rechnungsabgrenzungsposten. 
  (3) Passivseite: 
A. Eigenkapital: 
   I. Nennkapital (Grund-, Stammkapital); 
  II. Kapitalrücklagen: 
      1. gebundene; 
      2. nicht gebundene; 
 III. Gewinnrücklagen: 
      1. gesetzliche Rücklage; 
      2. satzungsmäßige Rücklagen; 
      3. andere Rücklagen (freie Rücklagen); 
  IV. Bilanzgewinn (Bilanzverlust), davon 
Gewinnvortrag/Verlustvortrag. 
B. Unversteuerte Rücklagen: 
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   1. Bewertungsreserve auf Grund von 
Sonderabschreibungen; 
   2. sonstige unversteuerte Rücklagen. 
C. Rückstellungen: 
   1. Rückstellungen für Abfertigungen; 
   2. Rückstellungen für Pensionen; 
   3. Steuerrückstellungen; 
   4. sonstige Rückstellungen. 
D. Verbindlichkeiten: 
  1. Anleihen, davon konvertibel; 
  2. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten; 
  3. erhaltene Anzahlungen auf Bestellungen; 
  4. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen; 
  5. Verbindlichkeiten aus der Annahme gezogener 
Wechsel und der Ausstellung eigener Wechsel; 
  6. Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen 
Unternehmen; 
  7. Verbindlichkeiten gegenüber Unternehmen, mit 
denen ein Beteiligungsverhältnis besteht; 
  8. sonstige Verbindlichkeiten, 
     davon aus Steuern, 
     davon im Rahmen der sozialen Sicherheit. 
E. Rechnungsabgrenzungsposten. 
 
Gesetzestext idF BGBl 1996/304 
 
 

Vorschriften zu einzelnen Posten der Bilanz 
 
  § 225. (1) Ist das Eigenkapital durch Verluste 
aufgebraucht, so lautet dieser Posten ,,negatives 
Eigenkapital''. Im Anhang ist zu erläutern, ob eine 
Überschuldung im Sinne des Insolvenzrechts vorliegt. 
  (2) Forderungen und Verbindlichkeiten gegenüber 
verbundenen Unternehmen und gegenüber Unternehmen, 
mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht, sind in der 
Regel als solche vermerken. 
  (3) Der Betrag der Forderungen mit einer Restlaufzeit 
von mehr als einem Jahr ist bei jedem gesondert 
ausgewiesenen Posten in der Bilanz anzumerken oder im 
Anhang anzugeben. Sind unter dem Posten ,,sonstige 
Forderungen und Vermögensgegenstände'' Erträge 
enthalten, die erst nach dem Abschlußstichtag 
zahlungswirksam werden, so müssen diese Beträge, 
soweit sie wesentlich sind, im Anhang erläutert werden. 
  (4) Wechsel dürfen als Wertpapiere nur ausgewiesen 
werden, wenn dem Unternehmen nicht die der 
Ausstellung zugrunde liegende Forderung zusteht; 
anderenfalls ist bei Forderungen die wechselmäßige 
Verbriefung im Anhang anzugeben. 
  (5) Eigene Anteile, Anteile an herrschenden oder mit 
Mehrheit beteiligten Unternehmen sind je nach ihrer 
Zweckbestimmung im Anlagevermögen oder im 
Umlaufvermögen in einem gesonderten Posten ,,eigene 
Anteile, Anteile an herrschenden oder mit Mehrheit 
beteiligten Unternehmen'' auszuweisen. In gleicher Höhe 

ist auf der Passivseite eine Rücklage gesondert 
auszuweisen. Diese Rücklage darf durch Umwidmung 
frei verfügbarer Kapital- und Gewinnrücklagen gebildet 
werden, soweit diese einen Verlustvortrag übersteigen. 
Sie ist insoweit aufzulösen, als diese Anteile aus dem 
Vermögen ausgeschieden oder für sie ein niedrigerer 
Betrag angesetzt wird. 
  (6) Der Betrag der Verbindlichkeiten mit einer 
Restlaufzeit bis zu einem Jahr ist bei jedem gesondert 
ausgewiesenen Posten in der Bilanz anzumerken oder im 
Anhang anzugeben. Erhaltene Anzahlungen auf 
Bestellungen sind, soweit Anzahlungen auf Vorräte nicht 
von einzelnen Posten der ,,Vorräte'' offen abgesetzt 
werden, unter den Verbindlichkeiten gesondert 
auszuweisen. Sind unter dem Posten ,,sonstige 
Verbindlichkeiten'' Aufwendungen enthalten, die erst 
nach dem Abschlußstichtag zahlungswirksam werden, so 
sind sie, wenn sie wesentlich sind, im Anhang zu 
erläutern. 
  (7) Bei Grundstücken ist der Grundwert in der Bilanz 
anzumerken oder im Anhang anzugeben. 
 
Gesetzestext idF BGBl 1996/304 
 
 

Entwicklung des Anlagevermögens, 
Pauschalwertberichtigung 

 
  § 226. (1) In der Bilanz oder im Anhang ist die 
Entwicklung der einzelnen Posten des Anlagevermögens 
und des Postens ,,Aufwendungen für das Ingangsetzen 
und Erweitern eines Betriebes'' (§ 210) darzustellen. 
Dabei sind, ausgehend von den gesamten Anschaffungs- 
und Herstellungskosten, die Zugänge, Abgänge, 
Umbuchungen und Zuschreibungen des Geschäftsjahrs 
sowie die Abschreibungen in ihrer gesamten Höhe 
gesondert aufzuführen. Die Abschreibungen des 
Geschäftsjahrs sind entweder in der Bilanz bei dem 
betreffenden Posten zu vermerken oder im Anhang in 
einer der Gliederung des Anlagevermögens 
entsprechenden Aufgliederung anzugeben. 
  (2) Werden Aufwendungen für das Ingangsetzen und 
Erweitern eines Betriebes in der Bilanz ausgewiesen, so 
sind diese im Anhang zu erläutern. Gewinne dürfen im 
Fall der Aktivierung von Aufwendungen für das 
Ingangsetzen und Erweitern eines Betriebs oder eines 
Abgrenzungspostens gemäß § 198 Abs. 10 nur 
ausgeschüttet werden, soweit die danach verbleibenden 
jederzeit auflösbaren Rücklagen zuzüglich eines 
Gewinnvortrags und abzüglich eines Verlustvortrags 
dem ausgewiesenen Betrag mindestens entsprechen. 
  (3) Werden Vermögensgegenstände des 
Anlagevermögens im Hinblick auf ihre Geringwertigkeit 
im Jahre ihrer Anschaffung oder Herstellung vollständig 
abgeschrieben und ist gemäß § 205 Abs. 1 diesbezüglich 
kein Ausweis einer unversteuerten Rücklage notwendig, 
dann dürfen diese Vermögensgegenstände als Abgang 
behandelt werden. 
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  (4) Ein Geschäfts(Firmen)wert ist in die Darstellung der 
Entwicklung des Anlagevermögens aufzunehmen. Ein 
voll abgeschriebener Geschäfts(Firmen)wert ist als 
Abgang zu behandeln. 
  (5) Der Betrag einer Pauschalwertberichtigung zu 
Forderungen ist für den entsprechenden Posten der 
Bilanz im Anhang anzugeben. Einzelwertberichtigungen 
zum Umlaufvermögen sind vom entsprechenden 
Aktivposten abzusetzen. 
 
Gesetzestext idF BGBl 1996/304 
 
 

Ausleihungen 
 
  § 227. Forderungen mit einer Laufzeit von mindestens 
fünf Jahren sind jedenfalls als Ausleihungen 
auszuweisen. Ausleihungen mit einer Restlaufzeit bis zu 
einem Jahr sind im Anhang anzugeben. 
 
Gesetzestext idF BGBl 1990/475 
 
 

Beteiligungen, verbundene Unternehmen 
 
  § 228. (1) Beteiligungen sind Anteile an anderen 
Unternehmen, die bestimmt sind, dem eigenen 
Geschäftsbetrieb durch eine dauernde Verbindung zu 
diesen Unternehmen zu dienen. Dabei ist es unerheblich, 
ob die Anteile in Wertpapieren verbrieft sind oder nicht. 
Als Beteiligungen gelten im Zweifel Anteile an einer 
Kapitalgesellschaft oder an einer Genossenschaft, die 
insgesamt den fünften Teil des Nennkapitals dieser 
Gesellschaft erreichen.  
  (2) Die Beteiligung als persönlich haftender 
Gesellschafter an einer Personengesellschaft des 
Handelsrechts gilt stets als Beteiligung; für andere 
Beteiligungen an Personengesellschaften des 
Handelsrechts gilt Abs. 1 sinngemäß. 
  (3) Verbundene Unternehmen im Sinne dieser 
Vorschriften sind solche Unternehmen, die nach den 
Vorschriften über die vollständige Zusammenfassung der 
Jahresabschlüsse verbundener Unternehmen 
(Vollkonsolidierung) in den Konzernabschluß eines 
Mutterunternehmens gemäß § 244 einzubeziehen sind, 
das als oberstes Mutterunternehmen den am 
weitestgehenden Konzernabschluß gemäß §§ 244 bis 267 
aufzustellen hat, auch wenn die Aufstellung unterbleibt. 
Dies gilt sinngemäß, wenn das oberste 
Mutterunternehmen seinen Sitz im Ausland hat. 
Tochterunternehmen, die gemäß §§ 248 oder 249 nicht 
einbezogen werden, sind ebenfalls verbundene 
Unternehmen.  
 
Gesetzestext idF BGBl I 1998/125 
 
 

Eigenkapital 
 
  § 229. (1) Das Nennkapital ist auf der Passivseite mit 
dem Betrag der übernommenen Einlagen anzusetzen. Die 
nicht eingeforderten ausstehenden Einlagen sind von 
diesem Posten offen abzusetzen. Der eingeforderte, aber 
noch nicht eingezahlte Betrag ist unter den Forderungen 
gesondert auszuweisen und entsprechend zu bezeichnen. 
Werden Aktien zur Einziehung gemäß § 65 Abs. 1 Z 7 
oder 9 AktG erworben, so kann der Nennbetrag oder, 
falls ein solcher nicht vorhanden ist, der rechnerische 
Wert dieser Aktien in der Vorspalte offen von dem 
Posten Nennkapital abgesetzt werden. Dies gilt auch 
dann, wenn der Erwerb nicht zur Einziehung erfolgt ist, 
aber in dem Beschluß über den Rückkauf die spätere 
Veräußerung von einem Beschluß der 
Hauptversammlung abhängig gemacht worden ist. Im 
Fall der Absetzung des Nennbetrags oder des 
rechnerischen Wertes vom Nennkapital ist der 
Unterschiedsbetrag zwischen dem Nennbetrag oder dem 
rechnerischen Wert dieser Aktien und ihren 
Anschaffungskosten mit den nicht gebundenen 
Kapitalrücklagen und den freien Gewinnrücklagen 
(§ 224 Abs. 3 A. II Z 2 und III Z 3) zu verrechnen. § 192 
Abs. 5 AktG ist anzuwenden. 
  (2) Als Kapitalrücklage sind auszuweisen: 
  1. der Betrag, der bei der ersten oder einer späteren 
Ausgabe von Anteilen für einen höheren Betrag als den 
Nennbetrag oder den dem anteiligen Betrag des 
Grundkapitals entsprechenden Betrag über diesen hinaus 
erzielt wird; 
  2. der Betrag, der bei der Ausgabe von 
Schuldverschreibungen für Wandlungsrechte und 
Optionsrechte zum Erwerb von Anteilen erzielt wird; 
  3. der Betrag von Zuzahlungen, die Gesellschafter 
gegen Gewährung eines Vorzugs für ihre Anteile leisten; 
  4. die Beträge, die bei der Kapitalherabsetzung gemäß 
den §§ 185, 192 Abs. 5 AktG und § 59 GmbHG zu 
binden sind; 
  5. der Betrag von sonstigen Zuzahlungen, die durch 
gesellschaftsrechtliche Verbindungen veranlaßt sind. 
  (3) Als Gewinnrücklagen dürfen nur Beträge 
ausgewiesen werden, die im Geschäftsjahr oder in einem 
früheren Geschäftsjahr aus dem Jahresüberschuß nach 
Berücksichtigung der Veränderung unversteuerter 
Rücklagen gebildet worden sind. 
 
Gesetzestext idF BGBl I 1999/187 
 
 

Ausweis unversteuerter Rücklagen 
 
  § 230. (1) Die Bewertungsreserve auf Grund 
steuerlicher Sonderabschreibungen ist entsprechend den 
Posten des Anlagevermögens aufzugliedern. 
  (2) In der Bilanz oder im Anhang sind die Zuweisung 
und die Auflösung entsprechend den Posten des 
Anlagevermögens gesondert anzuführen. 
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Gesetzestext idF BGBl 1990/475 
 
 

VIERTER TITEL 
Gewinn- und Verlustrechnung 

Gliederung 
 
  § 231. (1) Die Gewinn- und Verlustrechnung ist in 
Staffelform nach dem Gesamtkostenverfahren oder dem 
Umsatzkostenverfahren aufzustellen. In ihr sind 
unbeschadet einer weiteren Gliederung die nachstehend 
bezeichneten Posten in der angegebenen Reihenfolge 
gesondert auszuweisen, sofern nicht eine abweichende 
Gliederung vorgeschrieben ist. 
  (2) Bei Anwendung des Gesamtkostenverfahrens sind 
auszuweisen: 
 1. Umsatzerlöse; 
 2. Veränderung des Bestands an fertigen und unfertigen 
Erzeugnissen sowie an noch nicht abrechenbaren 
Leistungen; 
 3. andere aktivierte Eigenleistungen; 
 4. sonstige betriebliche Erträge: 
    a) Erträge aus dem Abgang vom und der Zuschreibung 
zum Anlagevermögen mit Ausnahme der Finanzanlagen; 
    b) Erträge aus der Auflösung von Rückstellungen, 
    c) übrige; 
 5. Aufwendungen für Material und sonstige bezogene 
Herstellungsleistungen: 
    a) Materialaufwand, 
    b) Aufwendungen für bezogene Leistungen; 
 6. Personalaufwand: 
    a) Löhne, 
    b) Gehälter, 
    c) Aufwendungen für Abfertigungen, 
    d) Aufwendungen für Altersversorgung, 
    e) Aufwendungen für gesetzlich vorgeschriebene 
Sozialabgaben sowie vom Entgelt abhängige Abgaben 
und Pflichtbeiträge, 
    f) sonstige Sozialaufwendungen; 
 7. Abschreibungen: 
    a) auf immaterielle Gegenstände des 
Anlagevermögens und Sachanlagen sowie auf aktivierte 
Aufwendungen für das Ingangsetzen und Erweitern eines 
Betriebes, 
    b) auf Gegenstände des Umlaufvermögens, soweit 
diese die im Unternehmen üblichen Abschreibungen 
überschreiten; 
 8. sonstige betriebliche Aufwendungen: 
    a) Steuern, soweit sie nicht unter Z 21 fallen, 
    b) übrige; 
 9. Zwischensumme aus Z 1 bis 8; 
10. Erträge aus Beteiligungen, davon aus verbundenen 
Unternehmen; 

11. Erträge aus anderen Wertpapieren und Ausleihungen 
des Finanzanlagevermögens, davon aus verbundenen 
Unternehmen; 
12. sonstige Zinsen und ähnliche Erträge, davon aus 
verbundenen Unternehmen; 
13. Erträge aus dem Abgang von und der Zuschreibung 
zu Finanzanlagen und Wertpapieren des 
Umlaufvermögens; 
14. Aufwendungen aus Finanzanlagen und aus 
Wertpapieren des Umlaufvermögens, davon sind 
gesondert auszuweisen: 
    a) Abschreibungen 
    b) Aufwendungen aus verbundenen Unternehmen; 
15. Zinsen und ähnliche Aufwendungen, davon 
betreffend verbundene Unternehmen; 
16. Zwischensumme aus Z 10 bis 15; 
17. Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit; 
18. außerordentliche Erträge; 
19. außerordentliche Aufwendungen; 
20. außerordentliches Ergebnis; 
21. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag; 
22. Jahresüberschuß/Jahresfehlbetrag; 
23. Auflösung unversteuerter Rücklagen; 
24. Auflösung von Kapitalrücklagen; 
25. Auflösung von Gewinnrücklagen; 
26. Zuweisung zu unversteuerten Rücklagen; 
27. Zuweisung zu Gewinnrücklagen. Die Auflösungen 
und Zuweisungen gemäß Z 23 bis 27 sind entsprechend 
den in der Bilanz ausgewiesenen Unterposten 
aufzugliedern; 
28. Gewinnvortrag/Verlustvortrag aus dem Vorjahr; 
29. Bilanzgewinn/Bilanzverlust. 
  (3) Bei Anwendung des Umsatzkostenverfahrens sind 
auszuweisen: 
  1. Umsatzerlöse; 
  2. Herstellungskosten der zur Erzielung der 
Umsatzerlöse erbrachten Leistungen; 
  3. Bruttoergebnis vom Umsatz; 
  4. sonstige betriebliche Erträge: 
     a) Erträge aus dem Abgang vom und der 
Zuschreibung zum Anlagevermögen mit Ausnahme der 
Finanzanlagen, 
     b) Erträge aus der Auflösung von Rückstellungen, 
     c) übrige; 
  5. Vertriebskosten; 
  6. Verwaltungskosten; 
  7. sonstige betriebliche Aufwendungen; 
  8. Zwischensumme aus Z 1 bis 7; 
  9. Erträge aus Beteiligungen, davon aus verbundenen 
Unternehmen; 
 10. Erträge aus anderen Wertpapieren und Ausleihungen 
des Finanzanlagevermögens, davon aus verbundenen 
Unternehmen; 
 11. sonstige Zinsen und ähnliche Erträge, davon aus 
verbundenen Unternehmen; 
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 12. Erträge aus dem Abgang von und der Zuschreibung 
zu Finanzanlagen und Wertpapieren des 
Umlaufvermögens; 
 13. Aufwendungen aus Finanzanlagen und aus 
Wertpapieren des Umlaufvermögens, davon sind 
gesondert auszuweisen: 
     a) Abschreibungen 
     b) Aufwendungen aus verbundenen Unternehmen; 
 14. Zinsen und ähnliche Aufwendungen, davon 
betreffend verbundene Unternehmen; 
 15. Zwischensumme aus Z 9 bis 14; 
 16. Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit; 
 17. außerordentliche Erträge; 
 18. außerordentliche Aufwendungen; 
 19. außerordentliches Ergebnis; 
 20. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag; 
 21. Jahresüberschuß/Jahresfehlbetrag; 
 22. Auflösung unversteuerter Rücklagen; 
 23. Auflösung von Kapitalrücklagen; 
 24. Auflösung von Gewinnrücklagen; 
 25. Zuweisung zu unversteuerten Rücklagen; 
 26. Zuweisung zu Gewinnrücklagen. Die Auflösungen 
und Zuweisungen gemäß Z 22 bis 26 sind entsprechend 
den in der Bilanz ausgewiesenen Unterposten 
aufzugliedern; 
 27. Gewinnvortrag/Verlustvortrag aus dem Vorjahr; 
 28. Bilanzgewinn/Bilanzverlust. 
 
Gesetzestext idF BGBl 1996/304 
 
 

Vorschriften zu einzelnen Posten der  
Gewinn- und Verlustrechnung 

 
  § 232. (1) Als Umsatzerlöse sind die für die 
gewöhnliche Geschäftstätigkeit des Unternehmens 
typischen Erlöse aus dem Verkauf und der 
Nutzungsüberlassung von Erzeugnissen und Waren 
sowie aus Dienstleistungen nach Abzug von 
Erlösschmälerungen und Umsatzsteuer auszuweisen. 
  (2) Als Bestandsveränderungen sind außer Änderungen 
der Menge auch solche des Wertes zu berücksichtigen; 
letztere jedoch nur, soweit sie nicht unter § 233 fallen. 
  (3) Ist die Gesellschaft vertraglich verpflichtet, ihren 
Gewinn oder Verlust ganz oder teilweise an andere 
Personen zu überrechnen, so ist der überrechnete Betrag 
unter entsprechender Bezeichnung vor dem Posten 
gemäß § 231 Abs. 2 Z 28 oder § 231 Abs. 3 Z 27 
gesondert auszuweisen. 
  (4) In der Gewinn- und Verlustrechnung oder im 
Anhang sind die gemäß § 205 Abs. 1 notwendigen 
Zuführungen zu unversteuerten Rücklagen sowie die 
Erträge aus deren Auflösung unter Hinweis auf die 
maßgebliche steuerliche Rechtsgrundlage gesondert 
anzuführen. Umgliederungen innerhalb der 
unversteuerten Rücklagen dürfen verrechnet werden. 

  (5) Außerplanmäßige Abschreibungen gemäß § 204 
Abs. 2 sind gesondert auszuweisen. 
 
Gesetzestext idF BGBl 1996/304 
 
 

Außerordentliche Erträge und Aufwendungen 
 
  § 233. Unter den Posten ,,außerordentliche Erträge'' 
(§ 231 Abs. 2 Z 18 und Abs. 3 Z 17) und 
,,außerordentliche Aufwendungen'' (§ 231 Abs. 2 Z 19 
und Abs. 3 Z 18) sind Erträge und Aufwendungen 
auszuweisen, die außerhalb der gewöhnlichen 
Geschäftstätigkeit des Unternehmens anfallen. Sind diese 
Beträge für die Beurteilung der Ertragslage nicht von 
untergeordneter Bedeutung, so sind sie hinsichtlich ihres 
Betrages und ihrer Art im Anhang zu erläutern. Dies gilt 
auch für Erträge und Aufwendungen, die einem anderen 
Geschäftsjahr zuzurechnen sind. 
 
Gesetzestext idF BGBl 1996/304 
 
 

Steuern 
 
  § 234. Im Posten ,,Steuern vom Einkommen und vom 
Ertrag'' sind die Beträge auszuweisen, die das 
Unternehmen als Steuerschuldner vom Einkommen und 
Ertrag zu entrichten hat. Dabei sind Erträge aus 
Steuergutschriften sowie aus der Auflösung von nicht 
bestimmungsgemäß verwendeten Rückstellungen 
gesondert auszuweisen, soweit sie für die Beurteilung 
der Ertragslage nicht von untergeordneter Bedeutung 
sind.  
 
Gesetzestext idF BGBl 1990/475 
 
 

FÜNFTER TITEL 
Anhang und Lagebericht 

Erläuterung der Bilanz und der Gewinn- und 
Verlustrechnung 

 
  § 236. Im Anhang sind die Bilanz und die Gewinn- und 
Verlustrechnung sowie die darauf angewandten 
Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden so zu erläutern, 
daß ein möglichst getreues Bild der Vermögens-, Finanz- 
und Ertragslage des Unternehmens vermittelt wird. 
  Insbesondere sind anzugeben: 
  1. Abweichungen von Bilanzierungs- und 
Bewertungsmethoden; diese sind zu begründen und ihr 
Einfluß auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage ist 
gesondert darzustellen; 
  2. bei Inanspruchnahme von § 203 Abs. 4 der insgesamt 
nach dieser Bestimmung aktivierte Betrag; 
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  3. die Gründe für die gewählte Abschreibungsdauer und 
Abschreibungsmethode gemäß § 203 Abs. 5 letzter Satz; 
  4. bei Inanspruchnahme von § 206 Abs. 3 der im 
Geschäftsjahr und der insgesamt über die 
Herstellungskosten hinaus angesetzte Betrag. 
 
Gesetzestext idF BGBl 1996/304 
 
 

Ergänzende Angaben zur Erläuterung  
der Bilanz und der Gewinn- und Verlustrechnung 

 
  § 237. Im Anhang sind ferner anzugeben: 
  1. zu den in der Bilanz ausgewiesenen 
Verbindlichkeiten  
     a) der Gesamtbetrag der Verbindlichkeiten mit einer 
Restlaufzeit von mehr als fünf Jahren, 
     b) der Gesamtbetrag der Verbindlichkeiten mit einer 
Restlaufzeit von mehr als einem Jahr, 
     c) der Gesamtbetrag der Verbindlichkeiten, für die 
dingliche Sicherheiten bestellt sind, unter Angabe von 
Art und Form der Sicherheiten; 
die in lit. a bis c verlangten Angaben sind jeweils für 
jeden Posten der Verbindlichkeiten nach dem 
vorgeschriebenen Gliederungsschema zu machen, sofern 
sich diese Angaben nicht aus der Bilanz ergeben; 
  2. die Grundlagen für die Umrechnung in Euro, sofern 
der Jahresabschluß Posten enthält, denen Beträge 
zugrunde liegen, die auf fremde Währung lauten oder 
ursprünglich auf fremde Währung gelautet haben; 
  3. die gemäß § 199 ausgewiesenen 
Haftungsverhältnisse unter Angabe der Pfandrechte und 
sonstigen dinglichen Sicherheiten;  
     diese Haftungsverhältnisse sind aufzugliedern und zu 
erläutern; Haftungen gegenüber verbundenen 
Unternehmen sind jeweils gesondert anzugeben; 
  4. bei Anwendung des Umsatzkostenverfahrens (§ 231 
Abs. 3)  
     a) der Materialaufwand und Aufwendungen für 
bezogene Leistungen des Geschäftsjahrs gemäß § 231 
Abs. 2 Z 5, 
     b) der Personalaufwand des Geschäftsjahrs, gegliedert 
gemäß § 231 Abs. 2 Z 6; 
  5. wesentliche Verluste aus dem Abgang von 
Vermögensgegenständen des Anlagevermögens; 
  6. zum in der Gewinn- und Verlustrechnung 
ausgewiesenen Posten,,Steuern vom Einkommen und 
vom Ertrag'' 
     a) die Auswirkung der Veränderung der 
unversteuerten Rücklagen auf den Posten ,,Steuern vom 
Einkommen und vom Ertrag'' des Geschäftsjahrs, 
     b) in welchem Umfang die Steuern vom Einkommen 
und vom Ertrag das Ergebnis der gewöhnlichen 
Geschäftstätigkeit und das außerordentliche Ergebnis 
belasten, 

     c) der gemäß § 198 Abs. 10 aktivierbare Betrag, wenn 
er in der Bilanz nicht gesondert ausgewiesen wird; 
  7. Rückstellungen, die in der Bilanz nicht gesondert 
ausgewiesen werden, wenn sie einen erheblichen 
Umfang haben; diese Rückstellungen sind zu erläutern; 
  8. der Gesamtbetrag der sonstigen finanziellen 
Verpflichtungen, die nicht in der Bilanz ausgewiesen und 
auch nicht gemäß § 199 anzugeben sind, sofern diese 
Angabe für die Beurteilung der Finanzlage von 
Bedeutung ist, davon sind gesondert auszuweisen 
     a) Verpflichtungen gegenüber verbundenen 
Unternehmen, 
     b) Verpflichtungen aus der Nutzung von in der Bilanz 
nicht ausgewiesenen Sachanlagen (§ 224 Abs. 2 A II), 
wobei der Betrag der Verpflichtungen des folgenden 
Geschäftsjahrs und der Gesamtbetrag der folgenden fünf 
Jahre anzugeben ist; 
  9. die Aufgliederung der Umsatzerlöse nach 
Tätigkeitsbereichen sowie nach geographisch 
bestimmten Märkten, soweit sich, unter 
Berücksichtigung der Organisation des Verkaufs von für 
die gewöhnliche Geschäftstätigkeit des Unternehmens 
typischen Erzeugnissen und der für die gewöhnliche 
Geschäftstätigkeit des Unternehmens typischen 
Dienstleistungen, die Tätigkeitsbereiche und 
geographisch bestimmten Märkte untereinander 
erheblich unterscheiden; die Umsatzerlöse brauchen 
jedoch nicht aufgegliedert zu werden, soweit die 
Aufgliederung nach vernünftiger kaufmännischer 
Beurteilung geeignet ist, dem Unternehmen oder einem 
Unternehmen, von dem das Unternehmen mindestens 
den fünften Teil der Anteile besitzt einen erheblichen 
Nachteil zuzufügen; die Anwendung dieser Ausnahme 
ist im Anhang anzugeben; 
 10. der in der Bilanz nicht gesondert ausgewiesene 
Betrag der Einlagen von stillen Gesellschaftern; 
 11. bei der Anwendung einer Bewertungsmethode 
gemäß § 209 Abs. 2 die Unterschiedsbeträge für die 
jeweilige Gruppe, wenn die Bewertung im Vergleich zu 
einer Bewertung auf der Grundlage des letzten vor dem 
Abschlußstichtag bekannten Börsenkurses oder 
Marktpreises einen erheblichen Unterschied aufweist; 
 12. Name und Sitz des Mutterunternehmens der 
Gesellschaft, das den Konzernabschluß für den größten 
Kreis von Unternehmen aufstellt, und ihres 
Mutterunternehmens, das den Konzernabschluß für den 
kleinsten Kreis von Unternehmen aufstellt, sowie im Fall 
der Offenlegung der von diesen Mutterunternehmen 
aufgestellten Konzernabschlüsse der Ort, wo diese 
erhältlich sind. 
 
Gesetzestext idF BGBl I 1998/125 
 

Weitere Angaben im Anhang 
 
§ 238. Im Anhang sind auch anzugeben: 
  1. in der Bilanz ausgewiesene immaterielle 
Vermögensgegenstände, die von einem verbundenen 
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Unternehmen oder von einem Gesellschafter, dessen 
Anteil den zehnten Teil des Nennkapitals erreicht, 
erworben wurden; 
  2. Namen und Sitz anderer Unternehmen, von denen 
das Unternehmen oder für dessen Rechnung eine andere 
Person mindestens den fünften Teil der Anteile besitzt; 
außerdem sind die Höhe des Anteils am Kapital, das 
Eigenkapital und das Ergebnis des letzten Geschäftsjahrs 
dieser Unternehmen anzugeben, für das ein 
Jahresabschluß vorliegt; § 244 Abs. 4 und 5 über die 
Berechnung der Anteile ist entsprechend anzuwenden, 
gleichgültig unter welchem Posten diese ausgewiesen 
sind; ferner Name, Sitz und Rechtsform der 
Unternehmen, deren unbeschränkt haftender 
Gesellschafter die Gesellschaft ist; 
  3. die Beziehungen zu verbundenen Unternehmen; 
hiebei ist auch über Verträge zu berichten, die die 
Gesellschaft verpflichten, ihren Gewinn oder Verlust 
ganz oder teilweise an andere Personen zu überrechnen 
oder einen solchen von anderen Personen zu 
übernehmen; 
  4. die im § 231 Abs. 2 Z 10 und Abs. 3 Z 9 enthaltenen 
Erträge sowie die im § 231 Abs. 2 Z 14 und Abs. 3 Z 13 
enthaltenen Aufwendungen aus Gewinngemeinschaften. 
 
Gesetzestext idF BGBl 1996/304 
 
 

Pflichtangaben über Organe und Arbeitnehmer 
 
  § 239. (1) Der Anhang hat über Organe und 
Arbeitnehmer insbesondere anzuführen: 
  1. die durchschnittliche Zahl der Arbeitnehmer während 
des Geschäftsjahrs und die Aufgliederung der 
durchschnittlichen Zahl der Arbeitnehmer getrennt nach 
Arbeitern und Angestellten; 
  2. die Beträge der den Mitgliedern des Vorstands und 
des Aufsichtsrats unter Bezeichnung der der einzelnen 
Einrichtung gewährten Vorschüsse und Kredite unter 
Angabe der Zinsen, der wesentlichen Bedingungen und 
der gegebenenfalls im Geschäftsjahr zurückgezahlten 
Beträge sowie die zugunsten dieser Personen 
eingegangenen Haftungsverhältnisse; 
  3. die Aufwendungen für Abfertigungen und Pensionen, 
getrennt nach solchen für Vorstandsmitglieder und 
leitende Angestellte gemäß § 80 Abs. 1 AktG 1965 und 
für andere Arbeitnehmer; 
  4. die Bezüge der Mitglieder des Vorstands, des 
Aufsichtsrats oder ähnlicher Einrichtungen gesondert für 
jede Personengruppe, und zwar: 
     a) die für die Tätigkeit im Geschäftsjahr gewährten 
Gesamtbezüge (Gehälter, Gewinnbeteiligungen, 
Aufwandsentschädigungen, Versicherungsentgelte, 
Provisionen und Nebenleistungen jeder Art). In die 
Gesamtbezüge sind auch Bezüge einzurechnen, die nicht 
ausgezahlt, sondern in Ansprüche anderer Art 
umgewandelt oder zur Erhöhung anderer Ansprüche 
verwendet werden. Erhalten Mitglieder des Vorstands 

von verbundenen Unternehmen für ihre Tätigkeit für das 
Unternehmen oder für ihre Tätigkeit als gesetzliche 
Vertreter oder Angestellte des verbundenen 
Unternehmens Bezüge, so sind diese Bezüge gesondert 
anzugeben; 
     b) die Gesamtbezüge (Abfindungen, Ruhegehälter, 
Hinterbliebenenbezüge und Leistungen verwandter Art) 
der früheren Mitglieder der bezeichneten Organe und 
ihrer Hinterbliebenen; lit. a ist entsprechend 
anzuwenden.  
  5. a) Anzahl und Aufteilung der insgesamt und der im 
Geschäftsjahr eingeräumten Optionen auf Arbeitnehmer 
und leitende Angestellte sowie auf die namentlich 
anzuführenden Organmitglieder; anzugeben sind die 
jeweils beziehbare Anzahl an Aktien sowie der 
Ausübungspreis oder die Grundlagen oder die Formel 
seiner Berechnung, die Laufzeit sowie zeitliche 
Ausübungsfenster, die Übertragbarkeit der Optionen, 
eine allfällige Behaltefrist für bezogene Aktien und die 
Art der Bedienung der Optionen; 
     b) Anzahl, Aufteilung und Ausübungspreis der im 
Geschäftsjahr ausgeübten Optionen auf Arbeitnehmer 
und leitende Angestellte sowie auf die namentlich 
anzuführenden Organmitglieder; 
     c) bei börsenotierten Gesellschaften überdies den 
jeweiligen Schätzwert (allenfalls Bandbreite des 
Schätzwerts) der eingeräumten Optionen zum 
Bilanzstichtag sowie den Wert der im Geschäftsjahr 
ausgeübten Optionen zum Zeitpunkt der Ausübung. 
  (2) Im Anhang sind alle im Geschäftsjahr tätigen 
Mitglieder des Vorstands und des Aufsichtsrats, auch 
wenn sie im Geschäftsjahr oder später ausgeschieden 
sind, mit dem Familiennamen und mindestens einem 
ausgeschriebenen Vornamen anzugeben. Der 
Vorsitzende des Aufsichtsrats, seine Stellvertreter und 
ein etwaiger Vorsitzender des Vorstands sind als solche 
zu bezeichnen. 
 
Gesetzestext idF BGBl I 2001/42 
 
 

Lagebericht 
 
  § 243. (1) Im Lagebericht sind der Geschäftsverlauf und 
die Lage des Unternehmens so darzustellen, daß ein 
möglichst getreues Bild der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage vermittelt wird. 
  (2) Der Lagebericht hat auch einzugehen auf: 
  1. Vorgänge von besonderer Bedeutung, die nach dem 
Schluß des Geschäftsjahrs eingetreten sind; 
  2. die voraussichtliche Entwicklung des Unternehmens; 
  3. den Bereich Forschung und Entwicklung; 
  4. bestehende Zweigniederlassungen der Gesellschaft. 
  (3) Kleine Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
(§ 221 Abs. 1) brauchen den Lagebericht nicht 
aufzustellen. 
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Gesetzestext idF BGBl 1996/304 
 
 

DRITTER ABSCHNITT 
Konzernabschluß und Konzernlagebericht 

 
ERSTER TITEL 

Anwendungsbereich 
Pflicht zur Aufstellung 

 
  § 244. (1) Stehen Unternehmen unter der einheitlichen 
Leitung einer Kapitalgesellschaft (Mutterunternehmen) 
mit Sitz im Inland und gehört dem Mutterunternehmen 
eine Beteiligung gemäß § 228 an dem oder den anderen 
unter der einheitlichen Leitung stehenden Unternehmen 
(Tochterunternehmen), so haben die gesetzlichen 
Vertreter des Mutterunternehmens einen 
Konzernabschluß und einen Konzernlagebericht 
aufzustellen sowie dem Aufsichtsrat und der 
Hauptversammlung (Generalversammlung) des 
Mutterunternehmens innerhalb der für die Vorlage des 
Jahresabschlusses geltenden Fristen vorzulegen. Der 
Konzernabschluß und der Konzernlagebericht sind der 
Hauptversammlung zusammen mit dem Jahresabschluß 
des Mutterunternehmens vorzulegen. 
  (2) Eine Kapitalgesellschaft mit Sitz im Inland ist stets 
zur Aufstellung eines Konzernabschlusses und eines 
Konzernlageberichtes verpflichtet (Mutterunternehmen), 
wenn ihr bei einem Unternehmen (Tochterunternehmen) 
  1. die Mehrheit der Stimmrechte der Gesellschafter 
zusteht, 
  2. das Recht zusteht, die Mehrheit der Mitglieder des 
Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans zu 
bestellen oder abzuberufen, und sie gleichzeitig 
Gesellschafter ist oder  
  3. das Recht zusteht, einen beherrschenden Einfluß 
auszuüben, oder 
  4. auf Grund eines Vertrages mit einem oder mehreren 
Gesellschaftern des Tochterunternehmens das Recht zur 
Entscheidung zusteht, wie Stimmrechte der 
Gesellschafter, soweit sie mit ihren eigenen 
Stimmrechten zur Erreichung der Mehrheit aller 
Stimmen erforderlich sind, bei Bestellung oder 
Abberufung der Mehrheit der Mitglieder des Leitungs- 
oder eines Aufsichtsorgans auszuüben sind. 
  (3) Ist bei einer Personengesellschaft des Handelsrechts 
kein persönlich haftender Gesellschafter mit 
Vertretungsbefugnis eine natürliche Person, so unterliegt 
die Personengesellschaft hinsichtlich der in §§ 244 bis 
267 geregelten Tatbestände den der Rechtsform ihres 
vertretungsbefugten Gesellschafters entsprechenden 
Rechtsvorschriften; ist dieser keine Kapitalgesellschaft, 
so gelten die Vorschriften für Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung. 
  (4) Als Rechte, die einem Mutterunternehmen zustehen, 
gelten auch die einem Tochterunternehmen zustehenden 
Rechte und die für Rechnung des Mutterunternehmens 

oder der Tochterunternehmen anderer Personen 
zustehenden Rechte. Abzuziehen sind die Rechte, die 
  1. mit Anteilen verbunden sind, die von dem 
Mutterunternehmen oder vom Tochterunternehmen für 
Rechnung einer anderen Person gehalten werden, oder 
  2. mit Anteilen verbunden sind, die als Sicherheit 
gehalten werden, sofern diese Rechte nach Weisung des 
Sicherungsgebers oder in dessen Interesse auszuüben 
sind. 
  (5) Bei Ermittlung der Mehrheit der Stimmrechte sind 
von der Zahl aller Stimmrechte die Stimmrechte aus 
eigenen Anteilen abzuziehen, die dem 
Tochterunternehmen selbst, einem seiner 
Tochterunternehmen oder einer anderen Person für 
Rechnung dieser Unternehmen gehören. 
  (6) Beteiligungen im Sinn des Abs. 1 müssen bei 
Kapitalgesellschaften und Genossenschaften den fünften 
Teil des Nennkapitals erreichen. 
  (7) Bei Meinungsverschiedenheiten über das Vorliegen 
einer Verpflichtung zur Aufstellung des 
Konzernabschlusses und des Konzernlageberichts 
entscheidet der für den Sitz des Unternehmens 
zuständige, zur Ausübung der Gerichtsbarkeit in 
Handelssachen berufene Gerichtshof erster Instanz im 
Verfahren außer Streitsachen. Vom Mutter- als auch vom 
Tochterunternehmen sind antragsberechtigt: jedes 
Vorstands- und Aufsichtsratsmitglied, der 
Abschlußprüfer und eine Minderheit, deren Anteile den 
zwanzigsten Teil des Nennkapitals oder den anteiligen 
Betrag von 700 000 Euro erreichen. Diese Regelung gilt 
sinngemäß für Personengesellschaften des 
Handelsrechts. 
 
Gesetzestext idF BGBl I 1998/125 
 
 

Befreiende Konzernabschlüsse und 
Konzernlageberichte 

 
  § 245. (1) Tochterunternehmen, die in Österreich ihren 
Sitz haben und in einen Konzernabschluß samt 
Konzernlagebericht einbezogen sind, der nach 
österreichischen oder diesen gleichwertigen 
ausländischen Vorschriften aufgestellt und geprüft 
worden ist, haben nur dann einen Teilkonzernabschluß 
aufzustellen, wenn dies spätestens sechs Monate vor 
Ablauf des Konzerngeschäftsjahres vom Aufsichtsrat 
oder von einer Minderheit, deren Anteile den zehnten 
Teil des Nennkapitals oder den anteiligen Betrag von 
1 400 000 Euro erreichen, verlangt wird; ist eine 
inländische Tochtergesellschaft nur in einen 
ausländischen Konzernabschluß einbezogen, so können 
Anteilsberechtigte, die über den zwanzigsten Teil des 
Nennkapitals oder den Nennbetrag von anteiligen Betrag 
von 700 000 Euro verfügen, das Verlangen stellen.  
  (2) Ist nach ausländischem Recht ein Zwischenabschluß 
im Sinne des § 252 Abs. 2 nicht aufzustellen, so ist 
dennoch der ausländische Konzernabschluß gleichwertig, 
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wenn der Abschlußstichtag um höchstens drei Monate 
vor dem Stichtag des Konzernabschlusses liegt. 
  (3) Bei Wegfall der Befreiung gemäß Abs. 1 gilt § 246 
Abs. 2 sinngemäß. 
  (4) Der Bundesminister für Justiz wird ermächtigt, 
durch Verordnung festzustellen, ob die in einem anderen 
Staat geltenden Vorschriften für die Konzernabschlüsse 
und Konzernlageberichte gleichwertig sind, welche 
Voraussetzungen im Ausland aufgestellte 
Konzernabschlüsse und Konzernlageberichte erfüllen 
müssen und wie die Befähigung von Abschlußprüfern 
beschaffen sein muß, damit der Konzernabschluß nach 
Abs. 1 gleichwertig ist. Erforderlichenfalls sind 
zusätzliche Angaben und Erläuterungen zum 
Konzernabschluß vorzuschreiben, um die 
Gleichwertigkeit dieser Konzernabschlüsse und 
Konzernlageberichte mit solchen nach diesem Gesetz 
herzustellen. 
 
Gesetzestext idF BGBl I 1998/125 
 
 

Konzernabschlüsse nach  
international anerkannten 

Rechnungslegungsgrundsätzen 
 
  § 245a. (1) Ein Mutterunternehmen, das einen 
Konzernabschluß und einen Konzernlagebericht nach 
international anerkannten Rechnungslegungsgrundsätzen 
aufstellt, muß die Bestimmungen der §§ 248 bis 267 für 
diesen Konzernabschluß und Konzernlagebericht nicht 
anwenden, wenn  
  1. der Konzernabschluß und der Konzernlagebericht im 
Einklang mit der Richtlinie 83/349/EWG über den 
konsolidierten Abschluß, Abl. Nr. L 193 vom 18. Juli 
1983, S 1, stehen; 
  2. der Anhang oder die Erläuterungen zum 
Konzernabschluß die Bezeichnung der angewandten 
Rechnungslegungsgrundsätze sowie eine Erläuterung der 
vom österreichischen Recht abweichenden 
Bilanzierungs-, Bewertungs- und 
Konsolidierungsmethoden enthalten; 
  3. die Aussagekraft des nach international anerkannten 
Rechnungslegungsgrundsätzen aufgestellten 
Konzernabschlusses und Konzernlageberichts der 
Aussagekraft eines nach den Bestimmungen dieses 
Abschnitts aufgestellten Konzernabschlusses und 
Konzernlageberichts mindestens gleichwertig ist; 
  4. der gemäß § 268 Abs. 2 bestellte Abschlußprüfer 
bestätigt, daß die in Z 1 bis 3 genannten 
Voraussetzungen erfüllt sind; und wenn 
  5. der Bestätigungsvermerk des Abschlußprüfers in 
einer dem § 274 Abs. 1 bis 4 mindestens gleichwertigen 
Art über das Ergebnis der Prüfung des 
Konzernabschlusses und des Konzernlageberichts 
berichtet. 
  (2) Bei der Offenlegung ist ausdrücklich darauf 
hinzuweisen, daß es sich um einen nach international 

anerkannten Rechnungslegungsgrundsätzen erstellten 
Konzernabschluß und Konzernlagebericht handelt; die 
angewandten Rechnungslegungsgrundsätze sind dabei 
anzugeben. 
  (3) Der Bundesminister für Justiz kann durch 
Verordnung feststellen, welche Voraussetzungen 
Konzernabschlüsse und Konzernlageberichte im 
einzelnen erfüllen müssen, um Abs. 1 Z 3 zu 
entsprechen. Dies kann auch durch die Bezeichnung 
bestimmter Rechnungslegungsgrundsätze geschehen, bei 
deren Anwendung Abs. 1 Z 3 entsprochen wird. 
 
Gesetzestext idF BGBl I 1999/49 
 
 

Größenabhängige Befreiungen 
 
  § 246. (1) Ein Mutterunternehmen ist von der Pflicht, 
einen Konzernabschluß und einen Konzernlagebericht 
aufzustellen, befreit, wenn 
  1. am Abschlußstichtag seines Jahresabschlusses und 
am vorhergehenden Abschlußstichtag mindestens zwei 
der drei nachstehenden Merkmale zutreffen: 
      a) Die Bilanzsummen in den Bilanzen des 
Mutterunternehmens und der Tochterunternehmen, die in 
den Konzernabschluß einzubeziehen wären, übersteigen 
insgesamt nicht 15 Millionen Euro. 
      b) Die Umsatzerlöse des Mutterunternehmens und 
der Tochterunternehmen, die in den Konzernabschluß 
einzubeziehen wären, übersteigen in den zwölf Monaten 
vor dem Abschlußstichtag insgesamt nicht 30 Millionen 
Euro.  
      c) Das Mutterunternehmen und die 
Tochterunternehmen, die in den Konzernabschluß 
einzubeziehen wären, haben in den zwölf Monaten vor 
dem Abschlußstichtag im Jahresdurchschnitt nicht mehr 
als 250 Arbeitnehmer beschäftigt; oder 
  2. am Abschlußstichtag eines von ihm aufzustellenden 
Konzernabschlusses und am vorhergehenden 
Abschlußstichtag mindestens zwei der drei 
nachstehenden Merkmale zutreffen: 
      a) Die Bilanzsumme übersteigt nicht 12,5 Millionen 
Euro. 
      b) Die Umsatzerlöse in den zwölf Monaten vor dem 
Abschlußstichtag übersteigen nicht 25 Millionen Euro. 
      c) Das Mutterunternehmen und die in den 
Konzernabschluß einbezogenen Tochterunternehmen 
haben in den zwölf Monaten vor dem Abschlußstichtag 
im Jahresdurchschnitt nicht mehr als 250 Arbeitnehmer 
beschäftigt. 
  (2) Die Rechtsfolgen der Merkmale gemäß Abs. 1 Z 1 
und 2 treten, wenn diese Merkmale an den 
Abschlußstichtagen von zwei aufeinanderfolgenden 
Geschäftsjahren zutreffen, ab dem folgenden 
Geschäftsjahr ein. 
  (3) Abs. 1 ist nicht anzuwenden, wenn am 
Abschlußstichtag Aktien oder andere von dem 



HGB   Anhang I.3 

17 

Mutterunternehmen oder einem in den Konzernabschluß 
des Mutterunternehmens einbezogenen 
Tochterunternehmens ausgegebene Wertpapiere an einer 
Börse in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union 
oder eines Vertragsstaats des Abkommens über die 
Schaffung eines Europäischen Wirtschaftsraumes, BGBl. 
Nr. 909/1993, zum amtlichen Handel zugelassen oder in 
den geregelten Freiverkehr einbezogen sind. 
  (4) § 221 Abs. 7 gilt sinngemäß für die in Abs. 1 Z 1 
und 2 angeführten Merkmale. 
 
Gesetzestext idF BGBl I 2000/61 
 
 

ZWEITER TITEL 
Umfang der einzubeziehenden Unternehmen 

 (Konsolidierungskreis) 
Einzubeziehende Unternehmen, Vorlage- und 

Auskunftspflichten 
 
  § 247. (1) In den Konzernabschluß sind das 
Mutterunternehmen und alle Tochterunternehmen ohne 
Rücksicht auf den Sitz der Tochterunternehmen 
einzubeziehen, sofern die Einbeziehung nicht gemäß den 
§§ 248 ff. unterbleibt. 
  (2) Hat sich die Zusammensetzung der in den 
Konzernabschluß einbezogenen Unternehmen im Laufe 
des Geschäftsjahrs wesentlich geändert, so sind in den 
Konzernabschluß Angaben aufzunehmen, die es 
ermöglichen, die aufeinanderfolgenden 
Konzernabschlüsse sinnvoll zu vergleichen. Dieser 
Verpflichtung kann auch dadurch entsprochen werden, 
daß die entsprechenden Beträge des vorhergehenden 
Konzernabschlusses an die Änderung angepaßt werden. 
  (3) Die Tochterunternehmen haben dem 
Mutterunternehmen ihre Jahresabschlüsse, Lageberichte, 
Konzernabschlüsse, Konzernlageberichte und, wenn eine 
Prüfung des Jahresabschlusses oder des 
Konzernabschlusses stattgefunden hat, die 
Prüfungsberichte sowie, wenn ein Zwischenabschluß 
aufzustellen ist, einen auf den Stichtag des 
Konzernabschlusses aufgestellten Abschluß unverzüglich 
einzureichen. Das Mutterunternehmen kann von jedem 
Tochterunternehmen alle Aufklärungen und Nachweise 
verlangen, welche die Aufstellung des 
Konzernabschlusses und des Konzernlageberichts 
erfordert. 
 
Gesetzestext idF BGBl 1990/475 
 
 

Verbot der Einbeziehung 
 
  § 248. (1) Ein Tochterunternehmen darf in den 
Konzernabschluß nicht einbezogen werden, wenn sich 
seine Tätigkeit von der Tätigkeit der anderen 
einbezogenen Unternehmen derart unterscheidet, daß die 

Einbeziehung in den Konzernabschluß mit der 
Verpflichtung, ein möglichst getreues Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Konzerns zu 
vermitteln, unvereinbar ist; § 263 über die Einbeziehung 
von assoziierten Unternehmen bleibt unberührt. 
  (2) Abs. 1 ist nicht allein deshalb anzuwenden, weil die 
in den Konzernabschluß einbezogenen Unternehmen 
teils Industrie-, teils Handels- und teils 
Dienstleistungsunternehmen sind oder weil diese 
Unternehmen unterschiedliche Erzeugnisse herstellen, 
mit unterschiedlichen Erzeugnissen Handel treiben oder 
Dienstleistungen unterschiedlicher Art erbringen. 
  (3) Die Anwendung des Abs. 1 ist im Konzernanhang 
anzugeben und zu begründen. 
  (4) Wird der Jahresabschluß oder der Konzernabschluß 
eines gemäß Abs. 1 nicht einbezogenen Unternehmens 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes nicht offengelegt, so 
ist er gemeinsam mit dem Konzernabschluß zum 
Firmenbuch einzureichen. 
 
Gesetzestext idF BGBl 1996/304 
 
 

Verzicht auf die Einbeziehung 
 
  § 249. (1) Ein Tochterunternehmen braucht in den 
Konzernabschluß nicht einbezogen zu werden, wenn 
  1. erhebliche und andauernde Beschränkungen die 
Ausübung der Rechte des Mutterunternehmens in bezug 
auf das Vermögen oder die Geschäftsführung dieses 
Unternehmens nachhaltig beeinträchtigen oder 
  2. die für die Aufstellung des Konzernabschlusses 
erforderlichen Angaben nicht ohne unverhältnismäßige 
Verzögerungen oder ohne unverhältnismäßig hohe 
Kosten zu erhalten sind, wobei auf die Größe des 
Unternehmens Bedacht zu nehmen ist. 
  (2) Ein Tochterunternehmen braucht in den 
Konzernabschluß nicht einbezogen zu werden, wenn es 
für die Verpflichtung, ein möglichst getreues Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Konzerns zu 
vermitteln, von untergeordneter Bedeutung ist. 
Entsprechen mehrere Tochterunternehmen diesen 
Voraussetzungen, so sind diese Unternehmen in den 
Konzernabschluß einzubeziehen, wenn sie zusammen 
nicht von untergeordneter Bedeutung sind. 
  (3) Die Anwendung der Abs. 1 und 2 ist im 
Konzernanhang, falls kein Konzernanhang aufzustellen 
ist, im Anhang des Jahresabschlusses der 
Muttergesellschaft anzugeben und zu begründen. 
 
Gesetzestext idF BGBl 1990/475 
 
 

DRITTER TITEL 
Inhalt und Form des Konzernabschlusses 

Inhalt 
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  § 250. (1) Der Konzernabschluß besteht aus der 
Konzernbilanz, der Konzern-Gewinn- und 
Verlustrechnung und dem Konzernanhang.  
  (2) Der Konzernabschluß hat den Grundsätzen 
ordnungsmäßiger Buchführung zu entsprechen. Er ist 
klar und übersichtlich aufzustellen. Er hat ein möglichst 
getreues Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
des Konzerns zu vermitteln. Wenn dies aus besonderen 
Umständen nicht gelingt, sind im Konzernanhang die 
erforderlichen zusätzlichen Angaben zu machen. 
  (3) Im Konzernabschluß ist die Vermögens-, Finanz- 
und Ertragslage der einbezogenen Unternehmen so 
darzustellen, als ob diese Unternehmen insgesamt ein 
einziges Unternehmen wären. Die auf den 
vorhergehenden Konzernabschluß angewandten 
Zusammenfassungs(Konsolidierungs)methoden sind 
beizubehalten. Ein Abweichen von diesem Grundsatz ist 
nur bei Vorliegen besonderer Umstände zulässig; der 
Grund und die Auswirkungen auf die Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage sind im Konzernanhang 
darzustellen. 
 
Gesetzestext idF BGBl 1990/475 
 
 

Anzuwendende Vorschriften; Erleichterungen 
 
  § 251. (1) Auf den Konzernabschluß sind, soweit seine 
Eigenart keine Abweichung bedingt oder in den 
folgenden Vorschriften nichts anderes bestimmt ist, 
§ 193 Abs. 3, §§ 194 bis 211,223 bis 235 über den 
Jahresabschluß und die für die Rechtsform und den 
Geschäftszweig der in den Konzernabschluß 
einbezogenen Unternehmen mit dem Sitz im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes geltenden Vorschriften 
entsprechend anzuwenden. 
  (2) In der Gliederung der Konzernbilanz dürfen die 
Vorräte in einem Posten zusammengefaßt werden, wenn 
deren Aufgliederung wegen besonderer Umstände mit 
einem unverhältnismäßigen Aufwand verbunden wäre. 
  (3) Der Konzernanhang und der Anhang des 
Jahresabschlusses des Mutterunternehmens dürfen 
zusammengefaßt werden. In diesem Falle müssen der 
Konzernabschluß und der Jahresabschluß des 
Mutterunternehmens gemeinsam offengelegt und dürfen 
auch die Prüfungsberichte und die Bestätigungsvermerke 
zusammengefaßt werden. 
 
Gesetzestext idF BGBl 1990/475 
 
 

Stichtag für die Aufstellung 
 
  § 252. (1) Der Konzernabschluß ist auf den Stichtag des 
Jahresabschlusses des Mutterunternehmens oder auf den 
hievon abweichenden Stichtag der Jahresabschlüsse der 
bedeutendsten oder der Mehrzahl der in den 

Konzernabschluß einbezogenen Unternehmen 
aufzustellen; die Abweichung vom Abschlußstichtag des 
Mutterunternehmens ist im Konzernanhang anzugeben 
und zu begründen. 
  (2) Die Jahresabschlüsse der in den Konzernabschluß 
einbezogenen Unternehmen sollen auf den Stichtag des 
Konzernabschlusses aufgestellt werden. Liegt der 
Abschlußstichtag eines Unternehmens um mehr als drei 
Monate vor dem Stichtag des Konzernabschlusses, so ist 
dieses Unternehmen auf Grund eines auf den Stichtag 
und den Zeitraum des Konzernabschlusses aufgestellten 
Zwischenabschlusses in den Konzernabschluß 
einzubeziehen. 
  (3) Wird bei abweichenden Abschlußstichtagen ein 
Unternehmen nicht auf der Grundlage eines auf den 
Stichtag und den Zeitraum des Konzernabschlusses 
aufgestellten Zwischenabschlusses einbezogen, so sind 
Vorgänge von besonderer Bedeutung für die Vermögens-
, Finanz- und Ertragslage eines in den Konzernabschluß 
einbezogenen Unternehmens, die zwischen dem 
Abschlußstichtag dieses Unternehmens und dem 
Abschlußstichtag des Konzernabschlusses eingetreten 
sind, in der Konzernbilanz und der Konzern-Gewinn- 
und Verlustrechnung zu berücksichtigen oder im 
Konzernanhang anzugeben. 
 
Gesetzestext idF BGBl 1996/304 
 
 

VIERTER TITEL 
Vollständige Zusammenfassung der Jahresabschlüsse 

verbundener Unternehmen (Vollkonsolidierung) 
Grundsätze, Vollständigkeitsgebot 

 
  § 253. (1) In dem Konzernabschluß ist der 
Jahresabschluß des Mutterunternehmens mit den 
Jahresabschlüssen der Tochterunternehmen 
zusammenzufassen. An die Stelle der dem 
Mutterunternehmen gehörenden Anteile an den 
einbezogenen Tochterunternehmen treten die 
Vermögensgegenstände, unversteuerten Rücklagen, 
Rückstellungen, Verbindlichkeiten und 
Rechnungsabgrenzungsposten der Tochterunternehmen, 
soweit sie nach dem Recht des Mutterunternehmens 
bilanzierbar sind und die Eigenart des 
Konzernabschlusses keine Abweichungen bedingt oder 
in den folgenden Vorschriften nichts anderes bestimmt 
ist. 
  (2) Die Vermögensgegenstände, unversteuerten 
Rücklagen, Rückstellungen, Verbindlichkeiten und 
Rechnungsabgrenzungsposten sowie die Erträge und 
Aufwendungen der in den Konzernabschluß 
einbezogenen Unternehmen sind unabhängig von ihrer 
Berücksichtigung in den Jahresabschlüssen dieser 
Unternehmen vollständig aufzunehmen, soweit nach dem 
Recht des Mutterunternehmens nicht ein 
Bilanzierungsverbot oder ein Bilanzierungswahlrecht 
besteht. Nach dem Recht des Mutterunternehmens 
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zulässige Bilanzierungswahlrechte dürfen im 
Konzernabschluß unabhängig von ihrer Ausübung in den 
Jahresabschlüssen der in den Konzernabschluß 
einbezogenen Unternehmen ausgeübt werden. 
  (3) Die unversteuerten Rücklagen gemäß § 205 dürfen 
nach Abzug der Steuerabgrenzung als Gewinnrücklagen 
ausgewiesen werden. 
 
Gesetzestext idF BGBl 1990/475 
 
 

Zusammenfassung von Eigenkapital und 
Beteiligungen 

(Kapitalkonsolidierung) 
 
  § 254. (1) Der Wertansatz der dem Mutterunternehmen 
gehörenden Anteile an einem in den Konzernabschluß 
einbezogenen Tochterunternehmen wird mit dem auf 
diese Anteile entfallenden Betrag des Eigenkapitals des 
Tochterunternehmens verrechnet. Das Eigenkapital ist 
anzusetzen  
  1. entweder mit dem Betrag, der dem Buchwert der in 
den Konzernabschluß aufzunehmen den 
Vermögensgegenstände, unversteuerten Rücklagen, 
Rückstellungen, Verbindlichkeiten und 
Rechnungsabgrenzungsposten, gegebenenfalls nach 
Anpassung der Wertansätze gemäß § 260 Abs. 2, 
entspricht oder 
  2. mit dem Betrag, der dem Wert der in den 
Konzernabschluß aufzunehmenden 
Vermögensgegenstände, unversteuerten Rücklagen, 
Rückstellungen, Verbindlichkeiten und 
Rechnungsabgrenzungsposten entspricht, der diesen an 
dem für die Verrechnung gemäß Abs. 2 gewählten 
Zeitpunkt beizulegen ist. Bei Ansatz mit dem Buchwert 
gemäß Z 1 ist ein sich ergebender Unterschiedsbetrag 
den Wertansätzen von in der Konzernbilanz 
anzusetzenden Vermögensgegenständen und Schulden 
des jeweiligen Tochterunternehmens insoweit 
zuzuschreiben oder mit diesen zu verrechnen, als deren 
Wert höher oder niedriger ist als der bisherige 
Wertansatz. Bei Ansatz mit den Werten gemäß Z 2 darf 
das anteilige Eigenkapital nicht mit einem Betrag 
angesetzt werden, der die Anschaffungskosten des 
Mutterunternehmens für die Anteile an dem 
einbezogenen Tochterunternehmen überschreitet. Die 
angewandte Methode ist im Konzernanhang anzugeben. 
  (2) Die Verrechnung gemäß Abs. 1 wird auf der 
Grundlage der Wertansätze zum Zeitpunkt des Erwerbs 
der Anteile oder der erstmaligen Einbeziehung des 
Tochterunternehmens in den Konzernabschluß oder, 
beim Erwerb der Anteile zu verschiedenen Zeitpunkten, 
zu dem Zeitpunkt, zu dem das Unternehmen 
Tochterunternehmen geworden ist, durchgeführt. Der 
gewählte Zeitpunkt ist im Konzernanhang anzugeben. 
  (3) Ein bei der Verrechnung gemäß Abs. 1 Z 2 
entstehender oder ein nach Zuschreibung oder 
Verrechnung gemäß Abs. 1 dritter Satz verbleibender 

Unterschiedsbetrag ist in der Konzernbilanz, wenn er auf 
der Aktivseite entsteht, als Geschäfts(Firmen)wert und, 
wenn er auf der Passivseite steht, als Unterschiedsbetrag 
aus der Zusammenfassung von Eigenkapital und 
Beteiligungen (Kapitalkonsolidierung) auszuweisen. 
Dieser Posten und wesentliche Änderungen gegenüber 
dem Vorjahr sind im Anhang zu erläutern. Werden 
Unterschiedsbeträge der Aktivseite mit solchen der 
Passivseite verrechnet, so sind die verrechneten Beträge 
im Anhang anzugeben. 
  (4) Anteile an dem Mutterunternehmen, die diesem 
oder einem in den Konzernabschluß einbezogenen 
Tochterunternehmen gehören, sind in der Konzernbilanz 
als eigene Anteile im Umlaufvermögen gesondert 
auszuweisen. 
 
Gesetzestext idF BGBl 1990/475 
 
 

Zusammenfassung von Forderungen und Schulden 
verbundener Unternehmen (Schuldenkonsolidierung) 
 
  § 255. (1) Ausleihungen und andere Forderungen, 
Rückstellungen und Verbindlichkeiten aus Beziehungen 
zwischen den in den Konzernabschluß einbezogenen 
Unternehmen sowie entsprechende 
Rechnungsabgrenzungsposten sind wegzulassen. 
  (2) Abs. 1 braucht nicht angewendet zu werden, wenn 
die wegzulassenden Beträge für die Vermittlung eines 
möglichst getreuen Bildes der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage des Konzerns von nur untergeordneter 
Bedeutung sind. 
 
Gesetzestext idF BGBl 1990/475 
 
 

Behandlung der Zwischenergebnisse 
 
  § 256. (1) In den Konzernabschluß zu übernehmende 
Vermögensgegenstände, die ganz oder teilweise auf 
Lieferungen oder Leistungen zwischen in den 
Konzernabschluß einbezogenen Unternehmen beruhen, 
sind in der Konzernbilanz mit dem Betrag anzusetzen, zu 
dem sie in der auf den Stichtag des Konzernabschlusses 
aufgestellten Bilanz dieses Unternehmens anzusetzen 
wären, wenn die in den Konzernabschluß einbezogenen 
Unternehmen auch rechtlich ein einziges Unternehmen 
bildeten. 
  (2) Abs. 1 braucht nicht angewendet zu werden, 
  1. wenn die Lieferung oder Leistung zu üblichen 
Marktbedingungen vorgenommen worden ist und die 
Ermittlung des gemäß Abs. 1 vorgeschriebenen 
Wertansatzes einen unverhältnismäßig hohen Aufwand 
erfordert, oder 
  2. wenn die Behandlung der Zwischenergebnisse gemäß 
Abs. 1 für die Vermittlung eines möglichst getreuen 
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Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des 
Konzerns von nur untergeordneter Bedeutung ist. 
Die Anwendung der Z 1 ist im Konzernanhang 
anzugeben und, wenn der Einfluß auf die Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage des Konzerns wesentlich ist, zu 
erläutern. 
 
Gesetzestext idF BGBl 1990/475 
 
 
Zusammenfassung von Aufwendungen und Erträgen 

verbundener Unternehmen (Aufwands- und 
Ertragskonsolidierung) 

 
  § 257. (1) In der Konzern-Gewinn- und 
Verlustrechnung sind 
  1. bei den Umsatzerlösen die Erlöse aus Lieferungen 
und Leistungen zwischen den in den Konzernabschluß 
einbezogenen Unternehmen mit den auf sie entfallenden 
Aufwendungen zu verrechnen, soweit sie nicht als 
Erhöhung des Bestands an fertigen und unfertigen 
Erzeugnissen oder als andere aktivierte Eigenleistungen 
auszuweisen sind, 
  2. andere Erträge aus Lieferungen und Leistungen 
zwischen den in den Konzernabschluß einbezogenen 
Unternehmen mit den auf sie entfallenden 
Aufwendungen zu verrechnen, soweit sie nicht als 
andere aktivierte Eigenleistungen auszuweisen sind. 
  (2) Aufwendungen und Erträge brauchen gemäß Abs. 1 
nicht weggelassen zu werden, wenn die wegzulassenden 
Beträge für die Vermittlung eines möglichst getreuen 
Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des 
Konzerns von nur untergeordneter Bedeutung sind. 
 
Gesetzestext idF BGBl 1996/304 
 
 

Steuerabgrenzung 
 
  § 258. Ist das im Konzernabschluß ausgewiesene 
Jahresergebnis auf Grund von Maßnahmen, die nach den 
Vorschriften des dritten Abschnitts durchgeführt worden 
sind, niedriger oder höher als die Summe der 
Einzelergebnisse der in den Konzernabschluß 
einbezogenen Unternehmen, so ist der sich für das 
Geschäftsjahr und frühere Geschäftsjahre ergebende 
Steueraufwand, wenn er im Verhältnis zum 
Jahresergebnis zu hoch ist, durch Bildung eines 
Abgrenzungspostens auf der Aktivseite oder, wenn er im 
Verhältnis zum Jahresergebnis zu niedrig ist, durch 
Bildung einer Rückstellung anzupassen, soweit sich der 
zu hohe oder der zu niedrige Steueraufwand in späteren 
Geschäftsjahren voraussichtlich ausgleicht. Der Posten 
ist in der Konzernbilanz oder im Konzernanhang 
gesondert anzugeben. Die Steuerabgrenzung braucht 
nicht vorgenommen zu werden, wenn sie für die 
Vermittlung eines möglichst getreuen Bildes der 

Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Konzerns von 
nur untergeordneter Bedeutung ist. 
 
Gesetzestext idF BGBl 1996/304 
 
 

Anteile anderer Gesellschafter 
 
   § 259. (1) In der Konzernbilanz ist für die nicht dem 
Mutterunternehmen oder einem einbezogenen 
Tochterunternehmen gehörenden Anteile an den in den 
Konzernabschluß einbezogenen Tochterunternehmen ein 
Ausgleichsposten für die Anteile der anderen 
Gesellschafter in Höhe ihres Anteils am Eigenkapital 
unter entsprechender Bezeichnung innerhalb des 
Eigenkapitals gesondert auszuweisen. In den 
Ausgleichsposten sind auch die Beträge einzubeziehen, 
die bei Anwendung der bei der Zusammenfassung von 
Eigenkapital und Beteiligungen (Kapitalkonsolidierung) 
angewandten Methoden gemäß § 254 Abs. 1 Z 2 dem 
Anteil der anderen Gesellschafter am Eigenkapital 
entsprechen.  
  (2) In der Konzern-Gewinn- und Verlustrechnung ist 
der im Jahresergebnis enthaltene, anderen 
Gesellschaftern zustehende Gewinn und der auf sie 
entfallende Verlust nach dem Posten 
,,Jahresüberschuß/Jahresfehlbetrag'' unter entsprechender 
Bezeichnung gesondert auszuweisen. 
 
Gesetzestext idF BGBl 1990/475 
 
 

FÜNFTER TITEL 
Bewertungsvorschriften 
Einheitliche Bewertung 

 
  § 260. (1) Die in den Konzernabschluß gemäß § 253 
Abs. 2 übernommenen Vermögensgegenstände und 
Schulden der in den Konzernabschluß einbezogenen 
Unternehmen sind nach den auf den Jahresabschluß des 
Mutterunternehmens anwendbaren Bewertungsmethoden 
einheitlich zu bewerten; zulässige Bewertungswahlrechte 
können im Konzernabschluß unabhängig von ihrer 
Ausübung in den Jahresabschlüssen der in den 
Konzernabschluß einbezogenen Unternehmen ausgeübt 
werden. Abweichungen von den auf den Jahresabschluß 
des Mutterunternehmens angewandten 
Bewertungsmethoden sind im Konzernanhang 
anzugeben und zu begründen. 
  (2) Sind in den Konzernabschluß aufzunehmende 
Vermögensgegenstände oder Schulden des 
Mutterunternehmens oder der Tochterunternehmen in 
den Jahresabschlüssen dieser Unternehmen nach 
Methoden bewertet worden, die sich von denen 
unterscheiden, die auf den Konzernabschluß anzuwenden 
sind oder die von den gesetzlichen Vertretern des 
Mutterunternehmens in Ausübung von 
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Bewertungswahlrechten auf den Konzernabschluß 
angewendet werden, so sind die abweichend bewerteten 
Vermögensgegenstände oder Schulden nach den auf den 
Konzernabschluß angewandten Bewertungsmethoden 
neu zu bewerten und mit den neuen Wertansätzen in den 
Konzernabschluß zu übernehmen. Wertansätze, die auf 
Sondervorschriften für Kreditinstitute oder 
Versicherungsunternehmen beruhen, sind beizubehalten; 
auf die Anwendung dieser Ausnahme ist im 
Konzernanhang hinzuweisen. Eine einheitliche 
Bewertung nach dem ersten Satz braucht nicht 
vorgenommen zu werden, wenn ihre Auswirkungen für 
die Vermittlung eines möglichst getreuen Bildes der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Konzerns von 
nur untergeordneter Bedeutung sind. Darüber hinaus ist 
ein Abweichen bei Vorliegen besonderer Umstände 
zulässig; der Grund und die Auswirkungen auf die 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage sind im 
Konzernanhang darzustellen. 
  (3) Wurden in den Konzernabschluß zu übernehmende 
Vermögensgegenstände oder Schulden im 
Jahresabschluß eines in den Konzernabschluß 
einbezogenen Unternehmens mit einem nur nach 
Steuerrecht zulässigen Wert angesetzt, weil dieser 
Wertansatz sonst nicht bei der steuerrechtlichen 
Gewinnermittlung berücksichtigt werden würde, so darf 
dieser Wertansatz unverändert in den Konzernabschluß 
übernommen werden. Der Betrag, der sich aus 
Abweichungen der angewandten Bewertungsmethoden 
ergibt, ist im Konzernanhang anzugeben und zu 
erläutern. 
 
Gesetzestext idF BGBl 1993/532 
 
 

Behandlung des Unterschiedsbetrags 
 
  § 261. (1) Ein gemäß § 254 Abs. 3 auszuweisender 
Unterschiedsbetrag ist in jedem Geschäftsjahr zu 
mindestens einem Fünftel durch Abschreibungen zu 
tilgen. Der Unterschiedsbetrag darf auch offen mit jeder 
Kapital- oder Gewinnrücklage verrechnet werden. Die 
Abschreibung des Unterschiedsbetrags kann auch - 
soweit er einem erworbenen Geschäfts(Firmen)wert im 
Sinne des § 203 entspricht - planmäßig auf die 
Geschäftsjahre, in denen er voraussichtlich genutzt wird, 
verteilt werden. 
  (2) Ein gemäß § 254 Abs. 3 auf der Passivseite 
auszuweisender Unterschiedsbetrag darf 
ergebniswirksam aufgelöst werden, soweit  
  1. eine zum Zeitpunkt des Erwerbs der Anteile oder der 
erstmaligen Zusammenfassung der Jahresabschlüsse 
verbundener Unternehmen (Konsolidierung) erwartete 
ungünstige Entwicklung der künftigen Ertragslage des 
Unternehmens eingetreten ist oder zu diesem Zeitpunkt 
erwartete Aufwendungen zu berücksichtigen sind oder 
  2. am Abschlußstichtag feststeht, daß er einem 
verwirklichten Gewinn entspricht; in diesem Fall darf der 

Unterschiedsbetrag auch in die Rücklagen eingestellt 
werden. 
 
Gesetzestext idF BGBl 1990/475 
 
 

SECHSTER TITEL 
Anteilmäßige Zusammenfassung der 

Jahresabschlüsse verbundener Unternehmen 
(anteilmäßige Konsolidierung) 

Begriff 
 
  § 262. (1) Führt ein in einen Konzernabschluß 
einbezogenes Mutter- oder Tochterunternehmen ein 
anderes Unternehmen gemeinsam mit einem oder 
mehreren nicht in den Konzernabschluß einbezogenen 
Unternehmen, so darf das andere Unternehmen in den 
Konzernabschluß entsprechend den Anteilen am Kapital 
einbezogen werden, die dem Mutter- oder dem 
Tochterunternehmen gehören. 
  (2) Auf die anteilmäßige Zusammenfassung der 
Jahresabschlüsse verbundener Unternehmen 
(anteilmäßige Konsolidierung) sind die §§ 250 bis 258, 
260 und 261 entsprechend anzuwenden. 
 
Gesetzestext idF BGBl 1990/475 
 
 

SIEBENTER TITEL 
Angeschlossene (assoziierte) Unternehmen 

Begriff, Befreiung 
 
  § 263. (1) Wird von einem in den Konzernabschluß 
einbezogenen Unternehmen ein maßgeblicher Einfluß 
auf die Geschäfts- und Finanzpolitik eines nicht 
einbezogenen Unternehmens, an dem das Unternehmen 
entsprechend § 244 Abs. 6 beteiligt ist, ausgeübt 
(angeschlossenes oder assoziiertes Unternehmen), so ist 
diese Beteiligung in der Konzernbilanz unter einem 
besonderen Posten mit entsprechender Bezeichnung 
auszuweisen. 
  (2) Auf eine Beteiligung an einem angeschlossenen 
(assoziierten) Unternehmen brauchen Abs 1 und § 264 
nicht angewendet zu werden, wenn die Beteiligung für 
die Vermittlung eines möglichst getreuen Bildes der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Konzerns von 
nur untergeordneter Bedeutung ist. 
 
Gesetzestext idF BGBl 1990/475 
 
 

Wertansatz der Beteiligung und Behandlung des 
Unterschiedsbetrags 

 
  § 264. (1) Eine Beteiligung an einem angeschlossenen 
(assoziierten) Unternehmen ist in der Konzernbilanz 
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  1. entweder mit dem Buchwert oder 
  2. mit dem Betrag, der dem anteiligen Eigenkapital des 
angeschlossenen (assoziierten) Unternehmens entspricht, 
anzusetzen. 
Bei Ansatz mit dem Buchwert gemäß Z 1 ist der 
Unterschiedsbetrag zwischen diesem Wert und dem 
anteiligen Eigenkapital des angeschlossenen 
(assoziierten) Unternehmens bei erstmaliger Anwendung 
in der Konzernbilanz zu vermerken oder im 
Konzernanhang anzugeben. Bei Ansatz mit dem 
anteiligen Eigenkapital gemäß Z 2 ist das Eigenkapital 
mit dem Betrag anzusetzen, der sich ergibt, wenn die 
Vermögensgegenstände, unversteuerten Rücklagen, 
Rückstellungen, Verbindlichkeiten und 
Rechnungsabgrenzungsposten des angeschlossenen 
(assoziierten) Unternehmens mit dem Wert angesetzt 
werden, der ihnen an dem gemäß Abs. 3 gewählten 
Zeitpunkt beizulegen ist, jedoch darf dieser Betrag die 
Anschaffungskosten für die Anteile an dem 
angeschlossenen (assoziierten) Unternehmen nicht 
überschreiten; der Unterschiedsbetrag zwischen diesem 
Wertansatz und dem Buchwert der Beteiligung ist bei 
erstmaliger Anwendung in der Konzernbilanz gesondert 
auszuweisen oder im Konzernanhang anzugeben. Die 
angewandte Methode ist im Konzernanhang anzugeben. 
  (2) Der Unterschiedsbetrag gemäß Abs. 1 zweiter Satz 
ist den Wertansätzen von Vermögensgegenständen und 
Schulden des angeschlossenen (assoziierten) 
Unternehmens insoweit zuzuordnen, als deren Wert 
höher oder niedriger ist als der bisherige Wertansatz. Der 
nach dem ersten Satz zugeordnete oder der sich gemäß 
Abs. 1 Z 2 ergebende Betrag ist entsprechend der 
Behandlung der Wertansätze dieser 
Vermögensgegenstände und Schulden im Jahresabschluß 
des angeschlossenen (assoziierten) Unternehmens im 
Konzernabschluß fortzuführen, abzuschreiben oder 
aufzulösen. Auf einen nach Zuordnung nach dem ersten 
Satz verbleibenden Unterschiedsbetrag und einen 
Unterschiedsbetrag gemäß Abs. 1 dritter Satz zweiter 
Halbsatz ist § 261 entsprechend anzuwenden. 
  (3) Der Wertansatz der Beteiligung und die 
Unterschiedsbeträge werden auf der Grundlage der 
Wertansätze zum Zeitpunkt des Erwerbs der Anteile oder 
der erstmaligen Einbeziehung des angeschlossenen 
(assoziierten) Unternehmens in den Konzernabschluß 
oder beim Erwerb der Anteile zu verschiedenen 
Zeitpunkten zu dem Zeitpunkt, zu dem das Unternehmen 
angeschlossenes (assoziiertes) Unternehmen geworden 
ist, ermittelt. Der gewählte Zeitpunkt ist im 
Konzernanhang anzugeben. 
  (4) Der gemäß Abs. 1 ermittelte Wertansatz einer 
Beteiligung ist in den Folgejahren um den Betrag der 
Eigenkapitalveränderungen, die den dem 
Mutterunternehmen gehörenden Anteilen am Kapital des 
angeschlossenen (assoziierten) Unternehmens 
entsprechen, zu erhöhen oder zu vermindern; auf die 
Beteiligung entfallende Gewinnausschüttungen sind 
abzusetzen. In der Konzern-Gewinn- und 
Verlustrechnung ist das auf angeschlossene (assoziierte) 

Beteiligungen entfallende Ergebnis unter einem 
gesonderten Posten auszuweisen. 
  (5) Wendet das angeschlossene (assoziierte) 
Unternehmen in seinem Jahresabschluß vom 
Konzernabschluß abweichende Bewertungsmethoden an, 
so können abweichend bewertete 
Vermögensgegenstände oder Schulden für die Zwecke 
der Abs. 1 bis 4 nach den auf den Konzernabschluß 
angewandten Bewertungsmethoden bewertet werden. 
Wird die Bewertung nicht angepaßt, so ist dies im 
Konzernanhang anzugeben. § 256 über die Behandlung 
der Zwischenergebnisse ist entsprechend anzuwenden, 
soweit die für die Beurteilung maßgeblichen 
Sachverhalte bekannt oder zugänglich sind. Die 
Zwischenergebnisse dürfen auch anteilig entsprechend 
den dem Mutterunternehmen gehörenden Anteilen am 
Kapital des angeschlossenen (assoziierten) 
Unternehmens weggelassen werden. 
  (6) Es ist jeweils der letzte Jahresabschluß des 
angeschlossenen (assoziierten) Unternehmens zu Grunde 
zu legen. Stellt das angeschlossene (assoziierte) 
Unternehmen einen Konzernabschluß auf, so ist von 
diesem und nicht vom Jahresabschluß des 
angeschlossenen (assoziierten) Unternehmens 
auszugehen. 
 
Gesetzestext idF BGBl 1990/475 
 
 

ACHTER TITEL 
Konzernanhang 

 
Erläuterung der Konzernbilanz und der Konzern-

Gewinn- und Verlustrechnung, Angaben zum 
Beteiligungsbesitz 

 
  § 265. (1) Im Konzernanhang sind die Konzernbilanz 
und die Konzern-Gewinn- und Verlustrechnung sowie 
die darauf angewandten Bilanzierungs- und 
Bewertungsmethoden so zu erläutern, daß ein möglichst 
getreues Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
des Konzerns vermittelt wird. Insbesondere sind 
anzugeben: 
  1. die auf die Posten der Konzernbilanz und der 
Konzern-Gewinn- und Verlustrechnung angewandten 
Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden; 
  2. die Grundlagen für die Umrechnung in Euro, sofern 
der Konzernabschluß Posten enthält, denen Beträge 
zugrunde liegen, die auf fremde Währung lauten oder 
ursprünglich auf fremde Währung lauteten; 
  3. Änderungen der Bilanzierungs-, Bewertungs- und 
Zusammenfassungs(Konsolidierungs)methoden; diese 
sind zu begründen und ihr Einfluß auf die Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage des Konzerns ist gesondert 
darzustellen. 
  (2) Im Konzernanhang sind ferner anzugeben: 
  1. Name und Sitz der in den Konzernabschluß 
einbezogenen Unternehmen, der Anteil am Kapital der 
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Tochterunternehmen, der dem Mutterunternehmen und 
den in den Konzernabschluß einbezogenen 
Tochterunternehmen gehört oder für Rechnung dieser 
Unternehmen von einer anderen Person gehalten wird, 
sowie der zur Einbeziehung in den Konzernabschluß 
verpflichtende Sachverhalt, sofern die Einbeziehung 
nicht auf einer der Kapitalbeteiligung entsprechenden 
Mehrheit der Stimmrechte beruht. Diese Angaben sind 
auch für Tochterunternehmen zu machen, die gemäß den 
§§ 248 ff. nicht einbezogen worden sind; 
  2. Name und Sitz der angeschlossenen (assoziierten) 
Unternehmen, der Anteil am Kapital der 
angeschlossenen (assoziierten) Unternehmen, der dem 
Mutterunternehmen und den in den Konzernabschluß 
einbezogenen Tochter unternehmen gehört oder für 
Rechnung dieser Unternehmen von einer anderen Person 
gehalten wird. Die Anwendung des § 263 Abs. 2 ist 
jeweils anzugeben und zu begründen; 
  3. Name und Sitz der Unternehmen, die gemäß § 262 
nur anteilmäßig in den Konzernabschluß einbezogen 
worden sind, der Tatbestand, aus dem sich die 
Anwendung dieser Vorschrift ergibt, sowie der Anteil 
am Kapital dieser Unternehmen, der dem 
Mutterunternehmen und den in den Konzernabschluß 
einbezogenen Tochterunternehmen gehört oder für 
Rechnung dieser Unternehmen von einer anderen Person 
gehalten wird; 
  4. Name und Sitz anderer als der unter den Z 1 bis 3 
bezeichneten Unternehmen, bei denen das 
Mutterunternehmen, ein Tochterunternehmen oder für 
Rechnung eines dieser Unternehmen eine andere Person 
mindestens den fünften Teil der Anteile besitzt, unter 
Angabe des Anteils am Kapital sowie der Höhe des 
Eigenkapitals und des Ergebnisses des letzten 
Geschäftsjahrs, für das ein Abschluß aufgestellt worden 
ist. Diese Angaben brauchen nicht gemacht zu werden, 
wenn sie für die Vermittlung eines möglichst getreuen 
Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des 
Konzerns von untergeordneter Bedeutung sind. Das 
Eigenkapital und das Ergebnis brauchen nicht angegeben 
zu werden, wenn das in Anteilsbesitz stehende 
Unternehmen seinen Jahresabschluß nicht offenzulegen 
hat und das Mutterunternehmen, das 
Tochterunternehmen oder die andere Person weniger als 
die Hälfte der Anteile an diesem Unternehmen besitzt. 
  (3) Die in Abs. 2 verlangten Angaben können insoweit 
unterlassen werden, soweit die Angaben nach 
vernünftiger kaufmännischer Beurteilung geeignet sind, 
dem Mutterunternehmen, einem Tochterunternehmen 
oder einem anderen in Abs. 2 bezeichneten Unternehmen 
einen erheblichen Nachteil zuzufügen. Die Anwendung 
der Ausnahmeregelung ist im Konzernanhang 
anzugeben.  
  (4) Die Angaben gemäß Abs. 2 dürfen statt im Anhang 
auch in einer Aufstellung des Anteilsbesitzes gesondert 
gemacht werden. Die Aufstellung ist Bestandteil des 
Anhangs. Auf die besondere Aufstellung des 
Anteilsbesitzes und den Ort ihrer Hinterlegung ist im 
Anhang hinzuweisen. 

 
Gesetzestext idF BGBl I 1998/125 
 
 

Weitere Angaben 
 
  § 266. Im Konzernanhang sind ferner anzugeben: 
  1. zu den in der Konzernbilanz ausgewiesenen 
Verbindlichkeiten 
     a) der Gesamtbetrag der Verbindlichkeiten mit einer 
Restlaufzeit von mehr als fünf Jahren, 
     b) der Gesamtbetrag der Verbindlichkeiten, mit einer 
Restlaufzeit von mehr als einem Jahr, 
     c) der Gesamtbetrag der Verbindlichkeiten, für die 
von den in den Konzernabschluß einbezogenen 
Unternehmen dingliche Sicherheiten bestellt sind, unter 
Angabe von Art und Form der Sicherheiten; 
     die in lit. a bis c verlangten Angaben sind jeweils für 
jeden Posten der Verbindlichkeiten nach dem 
vorgeschriebenen Gliederungsschema zu machen, sofern 
sich diese Angaben nicht aus der Konzernbilanz ergeben; 
  2. der Gesamtbetrag der sonstigen finanziellen 
Verpflichtungen, die nicht in der Konzernbilanz 
aufscheinen oder nicht gemäß § 251 Abs. 1 in 
Verbindung mit § 199 und § 237 Z 3 anzugeben sind, 
sofern diese Angabe für die Beurteilung der Finanzlage 
des Konzerns von Bedeutung ist, davon sind gesondert 
anzugeben 
     a) Verpflichtungen gegenüber Tochterunternehmen, 
die nicht in den Konzernabschluß einbezogen werden, 
     b) Verpflichtungen aus der Nutzung von in der 
Konzernbilanz nicht ausgewiesenen Sachanlagen, wobei 
der Betrag der Verpflichtungen des folgenden 
Geschäftsjahrs und der Gesamtbetrag der folgenden fünf 
Jahre gesondert anzugeben ist; 
  3. die Aufgliederung der Umsatzerlöse nach 
Tätigkeitsbereichen sowie nach geographisch 
bestimmten Märkten, soweit sich, unter 
Berücksichtigung der Organisation des Verkaufs von für 
die gewöhnliche Geschäftstätigkeit des Konzerns 
typischen Erzeugnissen und von für die gewöhnliche 
Geschäftstätigkeit typischen Dienstleistungen, die 
Tätigkeitsbereiche und geographisch bestimmten Märkte 
untereinander erheblich unterscheiden; die Umsatzerlöse 
brauchen jedoch nicht aufgegliedert zu werden, soweit 
die Aufgliederung nach vernünftiger kaufmännischer 
Beurteilung geeignet ist, dem Unternehmen oder einem 
Unternehmen, von dem das Unternehmen mindestens 
den fünften Teil der Anteile besitzt einen erheblichen 
Nachteil zuzufügen; die Anwendung dieser Ausnahme 
ist im Konzernanhang anzugeben; 
  4. die durchschnittliche Zahl der Arbeitnehmer der in 
den Konzernabschluß einbezogenen Unternehmen 
während des Geschäftsjahrs, getrennt nach Arbeitern und 
Angestellten, sowie der in dem Geschäftsjahr verursachte 
Personalaufwand, sofern er nicht gesondert in der 
Konzern-Gewinn- und Verlustrechnung ausgewiesen ist; 
die durchschnittliche Zahl der Arbeitnehmer von gemäß 
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§ 262 nur anteilmäßig einbezogenen Unternehmen ist 
gesondert anzugeben; 
  5. die Beträge der den Mitgliedern des Vorstands, des 
Aufsichtsrats oder ähnlicher Einrichtungen gesondert für 
jede Personengruppe vom Mutterunternehmen und den 
Tochterunternehmen gewährten Vorschüsse und Kredite 
unter Angabe der Zinsen, der wesentlichen Bedingungen 
und der gegebenenfalls im Geschäftsjahr 
zurückgezahlten Beträge sowie die zugunsten dieser 
Personen eingegangenen Haftungsverhältnisse; 
  6. die Aufwendungen für Abfertigungen und Pensionen 
an die Beschäftigten des Mutterunternehmens und der 
Tochterunternehmen getrennt nach solchen für 
Vorstandsmitglieder und leitende Angestellte gemäß 
§ 80 Abs. 1 AktG 1965 und für andere Arbeitnehmer; 
  7. die Bezüge für die Mitglieder des Vorstands, des 
Aufsichtsrats oder ähnlicher Einrichtungen gesondert für 
jede Personengruppe, und zwar: 
     a) die für die Wahrnehmung ihrer Aufgaben im 
Mutterunternehmen und den Tochter unternehmen im 
Geschäftsjahr gewährten Gesamtbezüge (Gehälter, 
Gewinnbeteiligungen, Aufwandsentschädigungen, 
Versicherungsentgelte, Provisionen und Nebenleistungen 
jeder Art). In die Gesamtbezüge sind auch Bezüge 
einzurechnen, die nicht ausgezahlt, sondern in 
Ansprüche anderer Art umgewandelt oder zur Erhöhung 
anderer Ansprüche verwendet werden. Außer den 
Bezügen für das Geschäftsjahr sind die weiteren Bezüge 
anzugeben, die im Geschäftsjahr gewährt, bisher aber in 
keinem Konzernabschluß angegeben worden sind; 
     b) die für die Wahrnehmung ihrer Aufgaben im 
Mutterunternehmen und den Tochterunternehmen im 
Geschäftsjahr gewährten Gesamtbezüge (Abfindungen, 
Ruhegehälter, Hinterbliebenenbezüge und Leistungen 
verwandter Art) der früheren Mitglieder der 
bezeichneten Organe und ihrer Hinterbliebenen; lit. a ist 
entsprechend anzuwenden. Betrifft diese 
Aufschlüsselung weniger als drei  Personen, so kann sie 
unterbleiben. 
  8. der Bestand an Anteilen an dem Mutterunternehmen, 
die das Mutterunternehmen oder ein 
Tochterunternehmen oder ein anderer für Rechnung 
eines in den Konzernabschluß einbezogenen 
Unternehmens erworben oder als Pfand genommen hat; 
dabei sind die Zahl dieser Anteile, der auf sie entfallende 
Betrag des Grundkapitals sowie ihr Anteil am 
Grundkapital anzugeben. 
 
Gesetzestext idF BGBl I 1998/125 
 
 

NEUNTER TITEL 
Konzernlagebericht 

Begriff 
 
  § 267. (1) Im Konzernlagebericht sind der 
Geschäftsverlauf und die Lage des Konzerns so 

darzustellen, daß ein möglichst getreues Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage vermittelt wird. 
  (2) Der Konzernlagebericht hat auch einzugehen auf: 
  1. Vorgänge von besonderer Bedeutung, die nach dem 
Schluß des Konzerngeschäftsjahrs eingetreten sind; 
  2. die voraussichtliche Entwicklung des Konzerns; 
  3. den Bereich Forschung und Entwicklung des 
Konzerns. 
  (3) § 251 Abs. 3 über die Zusammenfassung von 
Konzernanhang und Anhang ist entsprechend 
anzuwenden. 
 
Gesetzestext idF BGBl 1990/475 
 
 

Gegenstand und Umfang der Prüfung 
 
  § 269. (1) In die Prüfung des Jahresabschlusses ist die 
Buchführung einzubeziehen. Die Prüfung des 
Jahresabschlusses und des Konzernabschlusses hat sich 
darauf zu erstrecken, ob die gesetzlichen Vorschriften 
und ergänzende Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags 
oder der Satzung beachtet worden sind. Der Lagebericht 
und der Konzernlagebericht sind darauf zu prüfen, ob der 
Lagebericht mit dem Jahresabschluß und der 
Konzernlagebericht mit dem Konzernabschluß in 
Einklang stehen und ob die sonstigen Angaben im 
Lagebericht nicht eine falsche Vorstellung von der Lage 
des Unternehmens und im Konzernlagebericht von der 
Lage des Konzerns erwecken. 
  (2) Der Abschlußprüfer des Konzernabschlusses hat 
auch die im Konzernabschluß zusammengefaßten 
Jahresabschlüsse daraufhin zu prüfen, ob sie den 
Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung entsprechen 
und ob die für die Übernahme in den Konzernabschluß 
maßgeblichen Vorschriften beachtet worden sind. Dies 
gilt nicht für die Jahresabschlüsse, die auf Grund 
gesetzlicher Vorschriften nach diesem Abschnitt oder die 
ohne gesetzliche Verpflichtung nach den Grundsätzen 
dieses Abschnitts geprüft worden sind. Dies ist 
entsprechend auf die Jahresabschlüsse von den in den 
Konzernabschluß einbezogenen Tochterunternehmen mit 
Sitz im Ausland anzuwenden, wenn der Jahresabschluß 
in einer den Anforderungen dieses Abschnitts 
entsprechenden Weise geprüft worden ist und der 
Abschlußprüfer eine den Anforderungen des 
österreichischen Rechts gleichwertige Befähigung hat. 
 
Gesetzestext idF BGBl 1990/475 
 
 

Bestellung und Abberufung des Abschlußprüfers 
 
  § 270. (1) Der Abschlußprüfer des Jahresabschlusses 
wird von den Gesellschaftern gewählt; den 
Abschlußprüfer des Konzernabschlusses wählen die 
Gesellschafter des Mutterunternehmens. Wenn ein 
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Aufsichtsrat besteht, so hat dieser einen Vorschlag für 
die Wahl des Abschlußprüfers zu erstatten. Die 
Aufsichtsratsmitglieder sind zur Teilnahme an der 
Hauptversammlung (Generalversammlung), die über die 
Bestellung des Abschlußprüfers zu entscheiden hat, 
einzuladen. Der Abschlußprüfer soll jeweils vor Ablauf 
des Geschäftsjahrs gewählt werden, auf das sich seine 
Prüfungstätigkeit erstreckt. Der Aufsichtsrat hat 
unverzüglich nach der Wahl den Prüfungsauftrag zu 
erteilen. Falls kein Aufsichtsrat besteht, erteilt den 
Prüfungsauftrag der Vorstand. Der Prüfungsauftrag kann 
nur widerrufen werden, wenn gemäß Abs. 3 ein anderer 
Prüfer bestellt worden ist. 
  (2) Als Abschlußprüfer des Konzernabschlusses gilt, 
wenn kein anderer Prüfer bestellt wird, der Prüfer als 
bestellt, der für die Prüfung des in den Konzernabschluß 
einbezogenen Jahresabschlusses des 
Mutterunternehmens bestellt worden ist, wenn er die 
Voraussetzungen gemäß § 271 Abs. 1 erfüllt. Erfolgt die 
Einbeziehung auf Grund eines Zwischenabschlusses, so 
gilt, wenn kein anderer Prüfer bestellt wird, der Prüfer 
als bestellt, der für die Prüfung des letzten vor dem 
Konzernabschlußstichtag aufgestellten Jahresabschlusses 
des Mutterunternehmens bestellt worden ist. 
  (3) Auf Antrag der gesetzlichen Vertreter, des 
Aufsichtsrats oder von Gesellschaftern, deren Anteile 
zusammen den zehnten Teil des Nennkapitals oder den 
anteiligen Betrag von 700 000 Euro erreichen, hat der 
zur Ausübung der Gerichtsbarkeit in Handelssachen 
berufene Gerichtshof erster Instanz im Verfahren außer 
Streitsachen nach Anhörung der Beteiligten und des 
gewählten Prüfers einen anderen Abschlußprüfer zu 
bestellen, wenn dies aus einem in der Person des 
gewählten Prüfers liegenden wichtigen Grund geboten 
erscheint, insbesondere wenn Besorgnis der 
Befangenheit besteht. Der Antrag ist binnen einem 
Monat seit dem Tage der Wahl des Abschlußprüfers zu 
stellen; Gesellschafter können den Antrag nur stellen, 
wenn sie gegen die Wahl des Abschlußprüfers bei der 
Beschlußfassung Widerspruch erklärt haben. Stellen 
Aktionäre den Antrag, so haben sie glaubhaft zu machen, 
daß sie seit mindestens drei Monaten vor dem Tage der 
Hauptversammlung Inhaber der Aktien sind. Zur 
Glaubhaftmachung genügt eine eidesstättige Erklärung 
vor einem Notar. Unterliegt die Gesellschaft einer 
staatlichen Aufsicht, so kann auch die Aufsichtsbehörde 
den Antrag stellen.  
  (4) Ist der Abschlußprüfer bis zum Ablauf des 
Geschäftsjahrs nicht gewählt worden, so hat der für den 
Sitz des Mutterunternehmens zuständige, zur Ausübung 
der Gerichtsbarkeit in Handelssachen berufene 
Gerichtshof erster Instanz im Verfahren außer 
Streitsachen auf Antrag der gesetzlichen Vertreter, 
mindestens zweier Mitglieder des Aufsichtsrats oder 
eines Gesellschafters den Abschlußprüfer zu bestellen. 
Gleiches gilt, wenn ein gewählter Abschlußprüfer die 
Annahme des Prüfungsauftrags abgelehnt hat, 
weggefallen ist oder am rechtzeitigen Abschluß der 
Prüfung verhindert ist und ein anderer Abschlußprüfer 
nicht gewählt worden ist. Die gesetzlichen Vertreter sind 

verpflichtet, den Antrag zu stellen. Die Bestellung des 
Abschlußprüfers ist unanfechtbar. 
  (5) Der vom Gericht bestellte Abschlußprüfer hat 
Anspruch auf Ersatz der notwendigen baren Auslagen 
und auf angemessene Entlohnung für seine Tätigkeit. 
Diese Beträge bestimmt das Gericht unter Bedachtnahme 
auf die Honorarordnung (§ 17 Abs. 2 des 
Wirtschaftstreuhänder-Kammergesetzes, BGBl. Nr. 
20/1948). 
  (6) Der Abschlußprüfer kann einen angenommenen 
Prüfungsauftrag nur aus wichtigem Grund kündigen. Als 
wichtiger Grund ist es nicht anzusehen, wenn 
Meinungsverschiedenheiten zwischen Gesellschaft und 
Abschlußprüfer bestehen. Die Kündigung bedarf der 
Schriftform und ist zu begründen. Der Abschlußprüfer 
hat über das Ergebnis seiner bisherigen Prüfung zu 
berichten. § 273 ist entsprechend anzuwenden.  
  (7) Kündigt der Abschlußprüfer den Prüfungsauftrag 
gemäß Abs. 6, so ist ein Abschlußprüfer von den 
Gesellschaftern unverzüglich zu wählen. Der bisherige 
Abschlußprüfer hat seinen Bericht unverzüglich dem 
Vorstand und den Mitgliedern des Aufsichtsrats 
vorzulegen.  
 
Gesetzestext idF BGBl I 1998/125 
 
 

Vorlagepflicht, Auskunftsrecht 
 
  § 272. (1) Die gesetzlichen Vertreter der Gesellschaft 
haben dem Abschlußprüfer den Jahresabschluß und den 
Lagebericht unverzüglich nach der Aufstellung 
vorzulegen. Sie haben ihm zu gestatten, die Bücher und 
Schriften der Gesellschaft sowie die 
Vermögensgegenstände und Schulden zu prüfen. 
  (2) Der Abschlußprüfer kann von den gesetzlichen 
Vertretern alle Aufklärungen und Nachweise verlangen, 
die er für eine sorgfältige Prüfung als notwendig ansieht. 
Er hat diese Rechte sowie die gemäß Abs. 1 auch schon 
vor Aufstellung des Jahresabschlusses. Soweit er es für 
eine sorgfältige Prüfung als notwendig ansieht, hat der 
Abschlußprüfer diese Rechte auch gegenüber Mutter- 
und Tochterunternehmen. 
  (3) Die gesetzlichen Vertreter einer Gesellschaft, die 
einen Konzernabschluß aufzustellen hat, haben dem 
Abschlußprüfer des Konzernabschlusses den 
Konzernabschluß, den Konzernlagebericht, die 
Jahresabschlüsse, Lageberichte und, wenn eine Prüfung 
stattgefunden hat, die Prüfungsberichte des 
Mutterunternehmens und der Tochterunternehmen 
vorzulegen. Der Abschlußprüfer hat die Rechte gemäß 
Abs. 1 und Abs. 2 bei dem Mutterunternehmen und den 
Tochterunternehmen, die Rechte gemäß Abs. 2 auch 
gegenüber den Abschlußprüfern des 
Mutterunternehmens und der Tochterunternehmen. 
 
Gesetzestext idF BGBl 1990/475 
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Prüfungsbericht 

 
  § 273. (1) Der Abschlußprüfer hat über das Ergebnis 
der Prüfung schriftlich zu berichten. Im Bericht ist 
insbesondere festzustellen, ob die Buchführung, der 
Jahresabschluß, der Lagebericht, der Konzernabschluß 
und der Konzernlagebericht den gesetzlichen 
Vorschriften entsprechen und die gesetzlichen Vertreter 
die verlangten Aufklärungen und Nachweise erbracht 
haben. Die Posten des Jahresabschlusses sind 
aufzugliedern und zu erläutern. Nachteilige 
Veränderungen der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
gegenüber dem Vorjahr und Verluste, die das 
Jahresergebnis nicht unwesentlich beeinflußt haben, sind 
anzuführen und zu erläutern. Werden Tatsachen nach 
Abs. 2 nicht festgestellt, so ist dies im Bericht 
ausdrücklich festzuhalten. 
  (2) Stellt der Abschlußprüfer bei Wahrnehmung seiner 
Aufgaben Tatsachen fest, die den Bestand eines 
geprüften Unternehmens gefährden oder seine 
Entwicklung wesentlich beeinträchtigen können oder die 
schwerwiegende Verstöße der gesetzlichen Vertreter 
gegen Gesetz, Gesellschaftsvertrag oder Satzung 
erkennen lassen, so hat er darüber unverzüglich zu 
berichten. Der Abschlußprüfer hat auch unverzüglich zu 
berichten, wenn bei Prüfung des Jahresabschlusses das 
Vorliegen der Voraussetzungen für die Vermutung eines 
Reorganisationsbedarfs (§ 22 Abs. 1 Z 1 URG) 
festgestellt wird; im Bericht sind die Eigenmittelquote 
(§ 23 URG) und die fiktive Schuldentilgungsdauer (§ 24 
URG) anzugeben. 
  (3) Der Abschlußprüfer hat den Bericht zu 
unterzeichnen und den gesetzlichen Vertretern sowie den 
Mitgliedern des Aufsichtsrats vorzulegen. Ist bei einem 
persönlich haftenden Gesellschafter einer 
Personengesellschaft des Handelsrechts im Sinne des 
§ 221 Abs. 5 ein Aufsichtsrat eingerichtet, so hat der 
Abschlußprüfer den Bericht hinsichtlich der 
Personengesellschaft auch den Mitgliedern dieses 
Aufsichtsrats vorzulegen. 
 
Gesetzestext idF BGBl I 1997/114 
 
 

Bestätigungsvermerk 
 
  § 274. (1) Sind nach dem abschließenden Ergebnis der 
Prüfung keine Einwendungen zu erheben, so hat der 
Abschlußprüfer dies durch folgenden Vermerk zum 
Jahresabschluß und zum Konzernabschluß, zu 
bestätigen: ,,Die Buchführung und der Jahresabschluß 
entsprechen/Der Konzernabschluß entspricht nach 
meiner/unserer pflichtgemäßen Prüfung den gesetzlichen 
Vorschriften. Der Jahresabschluß/Konzernabschluß 
vermittelt unter Beachtung der Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein möglichst getreues 
Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der 

Gesellschaft/des Konzerns. Der 
Lagebericht/Konzernlagebericht steht im Einklang mit 
dem Jahresabschluß/Konzernabschluß.''  
  (2) Der Bestätigungsvermerk ist in geeigneter Weise zu 
ergänzen, wenn zusätzliche Bemerkungen erforderlich 
erscheinen, um einen falschen Eindruck über den Inhalt 
der Prüfung und die Tragweite des Bestätigungsvermerks 
zu vermeiden. Wenn der Gesellschaftsvertrag oder die 
Satzung in zulässiger Weise ergänzende Vorschriften 
über den Jahresabschluß oder den Konzernabschluß 
enthalten, so Ist auf die Übereinstimmung mit diesen 
Vorschriften hinzuweisen.  
  (3) Sind Einwendungen zu erheben, so hat der 
Abschlußprüfer den Bestätigungsvermerk 
einzuschränken oder zu versagen. Die Versagung ist 
durch einen Vermerk zum Jahresabschluß oder zum 
Konzernabschluß zu erklären. Die Einschränkung und 
die Versagung sind zu begründen. Einschränkungen sind 
so darzustellen, daß deren Tragweite deutlich erkennbar 
wird. Ergänzungen des Bestätigungsvermerks gemäß 
Abs. 2 sind nicht als Einschränkungen anzusehen. 
  (4) Der Abschlußprüfer hat den Bestätigungsvermerk 
oder den Vermerk über seine Versagung unter Angabe 
von Ort und Tag zu unterzeichnen. Der 
Bestätigungsvermerk oder der Vermerk über seine 
Versagung ist auch in den Prüfungsbericht aufzunehmen. 
  (5) Bei einem nach § 245a aufgestellten 
Konzernabschluß kann der Bestätigungsvermerk nach 
international anerkannten Prüfungsgrundsätzen gestaltet 
werden; seine Aussagekraft muß mindestens den Abs. 1 
bis 4 entsprechen. 
 
Gesetzestext idF BGBl I 1999/49 
 
 

Verantwortlichkeit des Abschlußprüfers 
 
  § 275. (1) Der Abschlussprüfer, seine Gehilfen und die 
bei der Prüfung mitwirkenden gesetzlichen Vertreter 
einer Prüfungsgesellschaft sind zur Verschwiegenheit 
verpflichtet. Sie dürfen nicht unbefugt Geschäfts- und 
Betriebsgeheimnisse verwerten, die sie bei ihrer 
Tätigkeit erfahren haben. Wer vorsätzlich oder fahrlässig 
seine Pflichten verletzt, ist der Gesellschaft und, wenn 
ein verbundenes Unternehmen geschädigt worden ist, 
auch diesem zum Ersatz des daraus entstehenden 
Schadens verpflichtet. Mehrere Personen haften als 
Gesamtschuldner. 
  (2) Der Abschlussprüfer ist zur gewissenhaften und 
unparteiischen Prüfung verpflichtet. Verletzt er 
vorsätzlich oder fahrlässig diese Pflicht, so ist er der 
Gesellschaft und, wenn ein verbundenes Unternehmen 
geschädigt worden ist, auch diesem zum Ersatz des 
daraus entstehenden Schadens verpflichtet. Mehrere 
Abschlussprüfer haften als Gesamtschuldner. Die 
Ersatzpflicht beschränkt sich bei leichter Fahrlässigkeit 
auf zwei Millionen Euro für eine Prüfung; bei Prüfung 
einer Aktiengesellschaft, deren Aktien an einem 
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geregelten Markt im Sinn des § 2 Z 37 BWG oder an 
einem anerkannten, für das Publikum offenen, 
ordnungsgemäß funktionierenden Wertpapiermarkt in 
einem Vollmitgliedstaat der OECD zugelassen sind, 
beschränkt sich diese Ersatzpflicht auf vier Millionen 
Euro für eine Prüfung. Bei grober Fahrlässigkeit ist die 
Ersatzpflicht mit dem jeweils Fünffachen dieser Beträge 
beschränkt. Diese Beschränkungen gelten auch, wenn an 
der Prüfung mehrere Abschlussprüfer beteiligt gewesen 
oder mehrere zum Ersatz verpflichtende Handlungen 
begangen worden sind, und ohne Rücksicht darauf, ob 
einen der Abschlussprüfer ein schwereres Verschulden 
trifft. 
  (3) Die Verpflichtung zur Verschwiegenheit besteht, 
wenn eine Prüfungsgesellschaft Abschlußprüfer ist, auch 
gegenüber dem Aufsichtsrat der Prüfungsgesellschaft 
und dessen Mitgliedern.  
  (4) Die Ersatzpflicht nach diesen Vorschriften kann 
durch Vertrag weder ausgeschlossen noch beschränkt 
werden.  
  (5) Die Ansprüche aus diesen Vorschriften verjähren in 
fünf Jahren. 
 
Gesetzestext idF BGBl I 2001/97 


